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I.
21340 Richtlinien

für Planungswettbewerbe - RPW -

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finanzen, 
des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur und 

des Ministeriums für Wirtschaft, Kllmaschutz,
Energie und Landesplanung

vom 1. Juni 2014 (FM -  4524-1/4526)

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
hat die Richtlinien für Planungswettbewerbe -  RPW 2013 - In der 
Fassung vom 31. Januar 2013 zur Anwendung für den Geschäfts-
bereich Bundesbau mit Wirkung vom L.M ärz 2013 eingeführt. 
Mit der Einführung der Richtlinien für Planungswettbewerbe - RPW 
2013 - durch Erlass des Ministeriums der Finanzen Rheinland- 
Pfalz vom 22. Mai 2013 ist dar Landesbetrieb Uegenschafts- 
und Baubetreuung (LBB) gehalten, ab diesem Zeitpunkt bei Aus-
lobungen von Planungswettbewerben in seinem Geschäftsbereich 
die neuen Regelungen anzuwenden. Im Interesse eines einheit-
lichen Verwaltungshandelns der öffentlichen Auslober in Rhein-
land-Pfalz wird Folgendes bestimmt:

1 Geltung für Bauvorhaben des Landes

1.1 Für alle Planungswettbewerbe, die ab dem Tag der Veröffent-
lichung dieser VerwaltungsVörschrift ausgelobt werden/ sind 
die Richtlinien für Planungswettbewerbe - RPW - in der je-
weils aktuellen Fassung anzuwenden.

1.2 Bel allen Aufgabenstellungen, für die ein Wettbewerb nach 
den RPW beabsichtigt ist . und die einem offenen Wett-
bewerbsverfahren zugänglich sind, ist grundsätzlich auch ein 
offener Wettbewerb durchzuführen. In den Fällen, in denen 
dies nicht zutrifft, ist als Wettbewerbsart das nichtoffene Ver-
fahren anwendbar. Hierbei Ist darauf zu achten, dass sich

, auch für Berufsanfänger und kleinere Büros Beteiligungs-
möglichkelten eröffnen. Bel der Ausnahme vom Grundsatz 
der Durchführung offener Wettbewerbe ist ein strenger Maß-
stab anzulegen.

1.3 Bei der Besetzung von Preisgerichten und Auswahlgrenilen 
ist möglichst daraufzu achten, dass entsprechend dem Leit- 
prinzip der Landesregierung zur- Förderung der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern eine paritätische Besetzung 
Im Sinne des § -14 Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes 
vorgenommen wird.

Insbesondere Ist bei Neubildung von Gremien das Doppel-
benennungsverfahren und bei Qremlenfnachjbesetzungeh 
das Reißverschlussverfahren anzuwenden,

1.4 Die Bestimmungen der VOF finden in der jeweils gültigen 
Fassung Anwendung,

1.5 Beamtinnen und Beamte, Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte 
sowie Beschäftigte erhalten als Mitglieder des Preisgerichts

• keine Aufwandsentschädigung sowie als Sachverständige 
oder Vorprüfer keine Vergütung, wenn sie zum Auslober in 
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen oder Ihre Funk-
tion in Wahrnehmung der Interessen ihrer Behörde ausüben,

Dies trifft auch auf Mandatsträgerinnen und Mandatsträger 
zu, wenn sie unmittelbar für die Wettbewerbsprojekte verant-
wortlich sind.

2 Geltung für Zuwendungsbauten

Für Bauvorhaben, die das Land durch Zuwendungen nach 
§ 23 oder § 44 der Landeshaushaltsördnung (LH0) fördert, 
sind die RPW in der geltenden Fassung unter Beachtung der 
Nummer 1,5 ebenfalls anzuwenden.

3 Geltung für kommunale Gebietskörperschaften

Die RPW in der geltenden Fassung sind unter Beachtung der 
Nummer 1.5 auch bei Bauvorhaben der kommunalen Ge-
bietskörperschaften änzuwenden.

Sie gelten gemäß § 22 Abs, 2 der Gemeindehaushaitsverord- 
nung (GemHVO) als Verwaltungsvorschrift des Ministeriums 
des Innern, für Sport und Infrastruktur,

4 Bekanntmachung

Die RPW 2013 sind im Bundesanzeiger vom 22. Februar 2013 
bekannt gegeben worden,

5 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Veröffent-
lichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift 
„Richtlinien für Planungswettbewerbe - RPW 2008 vom 
17, Dezember 2009 (MinBI. 201 O S. 26) außer Kraft.

An • ■ ,

alle Landesbehörden, kommunalen Gebietskörperschattan Und sonstigen , 

der Aufsicht des Landes unterstehenden Landosbelriebe, Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.

Nachrichtlich der Staätskanz|ei und den Ministerien, dern Rechnungshof 
Rheinland-Pfalz, dem Städtetag Rheinland-Pfalz, dem Gemeinde- und 
Städtebund Rheinland-Pfalz und dem Landkreisfag Rheinland-Pfalz,

MinBI. 2014, S. 48

730 Öffentliches Auftrags- und Beschaffungs-
wesen in Rheinland-Pfalz

Verwaltungsvorsohrlft des Ministeriums für Wirtschaft, 
Klimaschutz, Energie und Landesplanung, 

des Ministeriums des Innern, für Spart und Infrastruktur, 
des Ministeriums der Finanzen und 

. des Ministeriums dar Justiz und für Verbräucherschutz

vom 24. April 2014 (40 5 - 00006 Ref. 8203) . 

Inhaltsübersicht

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

1 Ziel der VerwaltungsVörschrift

Teil 2
Öffentliches Auftragswesen

2 Rechtsgrundlagen

2.1 Öffentliche Aufträge oberhalb der EU-Sehwe|lenwörte

2.2 Öffentliche Aufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte

3 Ergänzende Regelungen

3.1 Auftragswertgrenzer! für die Zulässigkeit vop Freihändigen 
Vergaben und Beschränkten Ausschreibungen

3.2 Präqualifizierungsverfahren zum Nachweis der Eignung

3.3 Anwendung einer einheitlichen Schutzklausel bei öffent-
lichen Aufträgen über Beratungs- und Schulungsleistungen 
(Sclentology-Sphutzerklärung)

3.4 Melde- und BeriChtspfllchten

3.5 Dokumentatlons- und Aufbewahrungspflichten

3.6 Vergabehandbücher

4 Beratungsstellen In Rheinland-Pfalz

4.1 Auftrngsberatungsstolle Rheinland-Pfalz

4.2 VOB-,Stelle für Rheinland-Pfalz



Nr. 6 Ministerialblatt der Landesregierung von Rheinland-Pfalz vom 4, Juli 2014 - 4 9
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Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

1 Ziel der Verwaltungsvorschrift

Die Verwaltungsvorschrift verweist In Teil 2 allgemein auf 
die bei der Vergabe öffentlicher Aufträge von den öffent-
lichen Auftraggebern zu beachtenden Rechtsvorschriften 
Und begründet gleichzeitig Weiter gehende Pflichten, ins-
besondere zur ökologisch und sozial nachhaltigen Be-
schaffung. Ziel Ist es, die komplexen Rechtsstrukturen 
transparent zu machen und dam it zur Rechtssicherheit 
beizutragen.

Außerdem werden In Teil 3 für den Bereich der Landes-
verwaltung die Rahmenbedingungen für die Neuorgani-
sation des Beschaffungswesens, insbeSotidere die Zu- 
ständlgkeiten.ubd Aufgaben der zentralen Beschaffungs- 
Stellen und der Bedarfsträger sowie die Einführung der Ver-
gabeplattform als Vergabemarktplatz sowie der Bestell-
plattform als Kaufhaus des Landes (KdL-rlp) geregelt. 
Diese Neuorganisation des Beschaffungswesens hat die 
Steigerung der Effizienz und Kompetenz Im Interesse 
vergaberechtskonformer Beschaffungsabläufe sowie die 
Realisierung von Einsparpotentialen bei Beschaffungen 
von Lieferungen und Leistungen zum Ziel. Sie Wirkt durch 
die Automationsunterstützung der Beschaffung Korrup-
tionsgefahren entgegen.



Teil 2  stände eine Ausnahme rechtfertigen. Für das Vorliegen
Öffentliches Auftragswesen dieser Ausnahmesituation bedarf es grundsätzlich einer

Prüfung Im Einzelfall. Bel der Beschaffung preisgebunde-
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2 Rechtsgrundlagen

2.1 Öffentliche Aufträge oberhalb der EU-Schwellenwerte

Bel öffentlichen Aufträgen, deren geschätzte Gesamtauf-
tragswerte ohne Umsatzsteuer die in § 2 der Vergabe-
verordnung (VgV), § 1 Abs. 2 der Sektorenverordnung 
(SektVO) und § 1 Abs. 2 Vergabeverordnung Verteidigung 
und Sicherheit (VSVgV) genannten Schwellenwerte er-
reichen oder überschreiten, sind anzuwenden:

-  §§ 97 ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GWB) In der Fassung vom 26. Juni 2013 {BGBl, j 
S, 1750,3245) in der jeweils geltenden Fassung,

-  die Verordnung Über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Vergabeverordnung - VgV -) In der Fassung Vom 11. Feb-
ruar 2003 (BGBl. I S. 169) In der jeweils geltenden 
Fassung,

-  die Verordnung über die Vergabe von Aufträgen im Be-
reich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der 
Energieversorgung (Sektorenverordnung - SektVO -) vom 
23. September 2009 (BGBl. I S. 3110) In der jeweils 
geltenden Fassung,

-  die Vergabeverordnung für die Bereiche Verteidigung 
und Sicherheit zur Umsetzung der Richtliniö 2009/81/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Juli 2009 über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit , 
und zur Änderung der Richtlinien 2004/17/EG Und 
2004/1S/EG (Vergabeverordnung Verteidigung und Sicher-
heit - VSVgV -) vom 12. Juli 2012 (BGBl. IS . 1509) in der

' jeweils geltenden Fassung,

-  die Abschnitte 2 und 3 der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen - Teil A  - (VOB/A) und der Ab-
schnitt 2 der Vergabe- und Vertragsordnung für Leis-
tungen - Teil A - (VOL/A) sowie die Vergabeordnung für 
freiberufliche Dienstleistungen (VOF) in der durch Ver-
weisung in der VgV und VSVgV jeweils geltenden Fas-
sung.

2.2 Öffentliche Aufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte

Bei öffentlichen Aufträgen, deren geschätzte Gesamtauf-
tragswerte ohne Umsatzsteuer die EU-Schwellenwerte 
nicht erreichen, sind

-  der erste Abschnitt der VOL/A und der Teil B der VOL
(VÖL/B), ’ ‘

-  der erste Abschnitt der VOB/A, der Teil B der VOB 
(VÖB/B) und der Teil C der VOB (VOB/C),

in den jeweils geltenden Fassungen anzuwenden.

Vergabeverfahren, die vor Bekanntmachung der neuen Ver-
gabe- und Vertragsordnungen begonnen haben, sind nach 
den hierfür bisher geltenden Vorschriften zu beenden.

Auf die Beschaffung preisgebundener Bücher nach dem 
Buchpreisbindungsgesetz vom 2. September 2002 (BGBl. I 
S, 3448), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2006 
(BGBl. I S. 1530), finden die Verfahrensvorschriften des 
Abschnitts 1 der VOL/A keine Anwendung, Die haushalts-
rechtlichen .Bestimmungen bleiben hiervon unberührt. Nach 
§ 55 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 
20, Dezember 1971 (GVBI. 1972 S. 2), zuletzt geändert 
durch § 9 des Gesetzes vom 3. Juli 2012 (GVBI. S. 199), 
BS 63-1, und § 22 Abs. 1 der Gemeindehaushaltsverord-
nung (GemHVO) vom 18. Mai 2006 (GVBI, S. 203), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 6. April 2010 (GVBI, S. 64), 
BS 2020-1-2, muss dem Abschluss von Verträgen über 
Lieferungen und Leistungen bzw. der Vergabe von Auf-
trägen eine Öffentliche Ausschreibung vorausgehen, so-
fern nicht die Natur des Geschäfts oder besondere Um-

ner Bücher kann jedoch generell davon ausgegangen 
werden, dass der Ausnahmetatbestand erfüllt Ist. Diese 
Aufträge können daher grundsätzlich „freihändig" an ge-, 
eignete Bieter vergeben werden.

Bel Aufträgen oberhalb des in § 2 VgV ifestgelegten EU- 
Schwellenwerts findet diese Ausnahmeregelung keine An-
wendung, Sofern der geschätzte Gesamtauftragswert ohne 
Umsatzsteuer den F.U-Schwellenwert erreicht oder über-
schreitet, sind diese Aufträge nach Abschnitt 2 der VOL/A 
zu vergeben.

3 Ergänzende Regelungen

3.1 , Auftragswertgrenzen für die Zulässigkeit von Freihän-
digen Vergaben und Beschrankten Ausschreibungen

Bei kleineren Uefer- und DlenstleistuhgsaUfträgen sind 
ohne weitere Einzelbegründung zulässig:

-  Freihändige Vergaben bis zu 20,000 Euro,

-  Beschränkte Ausschreibungen bis zu 40.000 Euro,

Zur Sicherstellung elftes geordneten, wettbewerbskonfor-
men und transparenten Vergabeverfahrens sind bei In-
anspruchnahme der Auftragswertgren.zeh folgendo Bedin-
gungen zu beachten:

-  Maßgeblich Is t der objektiv geschätzte Auftragswert 
(ohne Umsatzsteuer) zum Zeitpunkt der Einleitung des 
Vergabeverfahrens, Die Schätzung dos Auftragswerts 
oder die Aufteilung des Auftrags In Qewerke/Lose darf 
nicht in der Absicht erfolgen, die Wertgrenzen zu unter-
schreiten.

-  Die Aufforderung zur Angebotsabgabe darf grundsätz-
lich nicht auf wenige oder meistens Identische Unter-
nehmen beschränkt werden. Die absichtliche Bevor-
zugung bestimmter, insbesondere ortsansässiger Unter-
nehmen ist unzulässig, Nummer 6.2.1 Abs, 4  g ilt ent-
sprechend.

Im Rahmen konjunkturfördernder Maßnahmen kann das 
Ministerium für Wirtschaft; Klimaschutz, Energie und Lan-
desplanung die Schwellenwerte (Auftragswertgrenzen) für 
Beschränkte Ausschreibungen üftd Freihändige Vergaben 
befristet erhöhen,

3.2 Präqualifizierungsverfahren zum Nachweis der Eignung

Für den Liefer- und Dienstlelstungsberelch Wurde zum 
1. September 20Ö9 eine bundesweite präqualifiZleruhgs- 
datenbank eingerichtet, in der alle Unternehmen aufgeführt 
sind, die von AuftragsBeratungsstellen oder von Industrle- 
und Handelskammern auf ihre Eignung Im VOL/A-Berelch 
überprüft wurden, Das Verzeichnis der präqualifizierten 
Unternehmen ist unter www.pq-vol.de zugänglich. Die 
Eignungsnachweise stehen dem öffentlichen Auftraggeber 
abrufbar zur Verfügung, sofern er diese Informations- 
möglichkeit nutzt.

Bel Bauaufträgen kann der Nachweis der Eignung mit der 
vom Auftraggeber direkt abrufbaren Eintragung in die all-
gemein zugängliche Liste des Vereins für die Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V erfolgen. Das Präquall- 
flzierungsverzeiebnis ist unter www.pq-verein.de abrufbar.

3.3 Anwendung einer einheitlichen Schutzklausel bei öf-
fentlichen Aufträgen über Berattmgs- und Schulungs- 
leistuhgen (Scientoiögy-Schutzerklärung)

Für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Bewerber oder 
Bieter können entsprechende Nachweise gefördert wer-
den, soweit dies durch den Gegenstand des Auftrags 
gerechtfertigt ist. Zur Abwehr von Einflüssen der Organi-
sation „Sgientology" im Bereich des öffentlichen Dienstes 
Ist bei der Vergabe öffentlicher Aufträge Über Beratungs-
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und Schulungsleistungen die folgende Erklärung zu ver-
langen:

„Das Beratung®- und Schulungsunternehmen verpflich-
tet sich Sicherzustellen, dass die zur Erfüllung des Auf-
trags eingesetzten Personen nicht die „Technologie von 
L. Ron Hubbard" anwenden, lehren oder In sonstiger 
Weise verbreiten. Bei einem Verstoß ist der Auftrag-
geber berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen, Weiter gehende 
Rechte bleiben unberührt.

Ort, Datum Unterschrift/Firmenstempel,"

Die Erklärung ist zusammen mit, dem Angebot abzuge-
ben, anderenfalls ist das Angebot ggf, auszuschließen.

Den der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
wird empfohlen, entsprechend zu verfahren.

Melde- und Berichtspflichten

Soweit der Gesamtauftragswert den EU-Schwellenwert 
nach § 2 VgV, § 1 Abs, 2 SektVÖ und § 1 Abs. 2 VSVgV 
erreicht oder überschreitet, haben die Auftraggeber bis 
zum 31, August des laufenden Jahres eine jährliche sta-
tistische Aufstellung der im Vorjahr vergebenen Aufträge, 
getrennt nach öffentlichen Liefer-, Dienstlelstungs- und 
Bauaufträgen, an das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) auf elektronischem Wege zu über-
mitteln (buero-ib6@bmwl.bund.de).

Die zu verwendenden Vordrucke (Excel-Dateien) sowie 
ein Leitfaden zu den gesetzlichen Slatlstlkpflichten stehen 
zum Download auf der Homepage des BMWI unter der 
Internetseite wy\jw,bmwl.de zur Verfügung.

Dokumentatlons- und Aufbewahrungspflichten

Die sachgerechte Ausführung der in dieser Verwaltungs-
vorschrift vorgegebenen Regelungen ist zu dokumentieren.

Die .Vergabeunterlagen sind mindestens fünf Jahre lang 
nach Vorlage der Schlussrechnung oder des Verwendungs-
nachweises bei Zuwendungen aufzubewahren. Sonstige 
Aufbewahrungsfristen bleiben unberührt.

Vergabehandbücher

Die mit der Durchführung von Bauaufgaben betrauten 
Dienststellen der Landesverwaltung sowie die juristischen 
Personen des öffentlichen und privaten Rechts, soweit 
sie deren Aufsicht unterstehen oder mehrheitlich, in deren 
Anteilsbesitz stehen, werden ergänzend auf

-  das „Vergabehandbuch für die Durchführung von Bau-
aufgaben des Bundes Im Zuständigkeitsbereich der 
Finanzbauverwaltung und für die Durchführung von Bau-
aufgaben des Lahdes Rheinland-Pfalz“ ,

-  das „Handbuch für die Vergabe und Ausführung von Bau-
leistungen im Straßen- und Brückenbau (HVA B-StB)",

-  das „Handbuch für die Vergabe und Ausführung von 
Lieferungen und Leistungen im Straßen* und Brücken-
bau (HVA L-StB)“ sowie

-  das „Handbuch für die Vergabe und Ausführung von frei-
beruflichen Leistungen der Ingenieure und Landschafts-
architekten im Straßen- und Brückenbau (HVA F-SiB)"

hingewiesen.

Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz

Auftragsberatungsstelle Rheinland-Pfalz

Als Ansprechpartner für alle Beschaffungssteile'n des 
Bundes, der Länder und der Kommunen haben die Indusr 
trie- und Handelskammern und die Handwerkskammern

in Rheinland-Pfalz mit Unterstützung des-Mlnlsteriums für 
Wirtschaft, Kllmaschufz, Energie und Landesplanung die 
Auftragsberatungsstelle Rheinland-Pfalz eingerichtet.

, Aufgabe der Auftragsberatungsstelle Rheinland-Pfalz Ist 
es, rheinland-pfäizisbhe Unternehmen aüs Industrie, Han-
del, Handwerk und Dienstleistung

-  über das öffentliche Auftragswesen zu Informieren und 
zu beraten;

-  Unternehmen bei der Akquisition öffentlicher Aufträge 
zu unterstützen,

-  auf Antrag für eine mögliche Beteiligung an Beschränk-
ten Ausschreibungen uhd Freihändigen Vergäben der 
öffentlichen Hand zu registrieren und

-  auf Anforderung den öffentlichen Auftraggebern bei Be-
schränkten Ausschreibungen und Freihändigen Vergaben 
ab Auftragswerten über 5,000 Euro fachkundige, leis-
tungsfähige und zuverlässige Unternehmen zu be-
nennen.

Die Funktion der Auftragsberatüngsstelle Rheinland-Pfalz 
wird wahrgenommen vom

IHK/Hwk-Auftragsberatungscentre Rheinland-Pfalz 
Herzogenbuscher Str, 14 
54292 Trier
Telefon: 0651 /975 6 7*16  
Telefax: 0651 /975  67-33
Internet: http://www.abc-rlp.de 
E-Mail: info@abc-rlp,de

4.2 VOB-Stelle für Rheinland-Pfalz

4.2.1 Sitz und Zusammensetzung

Im Einvernehmen mit der Staatskanzlel und den Mlnisterier 
wurde durch Anordnung des Ministeriums für Wirtschaf 
und Verkehr vom 16. September 1978 (StAnz. S. 643) 

geändert durch Anordnung vom 22. Januar 1982 (StAhz 
S, 123), eine VOB-Stelle für Rheinland-Pfalz eingerichtet

Die VOB-Stelle besteht aus einer Geschäftsstelle und einen 
Ausschuss besonders VOB-kundlger Personen (VOB-Aus- 
schuss). Die Anschrift der VOB-Stelle lautet:

VOB-Stelle für Rheinland-Pfalz 
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 
Südallee 1 5 -19  
56068 Koblenz 
Telefon: 0 26 1 /1 2 0 -0  
Telefax: 026 1 /1 20 -261 8  
E-Mail: VOB-Stelle@addkb.rlp.de

4.2.2 Aufgaben und Befugnisse

Die VOB-Stelle soll bei öffentlichen oder mit Öffentlichen 
Mitteln geförderten Bauvorhaben

-  allgemein darauf hinwirken, dass die Ausschreibungen 
und Vergaben den Bestimmungen der VOB/A konform 
erfolgen,

-  Mitteilungen über unzulässige Abweichungen von den 
Bestimmungen der VÖB/A naohgehen und für eine mög-

lichst rasche Klärung sorgen,

-  Stellungnahmen abgeben, die sich auf die Prüfung und 
Feststellung unzulässiger Abweichungen von den Be-

, Stimmungen der VQB/A beschränken, • .

Die VOB-Stelle hat gegenüber den Vergabestellen oder 
Aufsichtsbehörden keine Welsungsbefugnlsse. ihre Ein-
schaltung hat keine Aussetzung des Vergabeverfahrens 
zur Folge.

4.2.3 Verfahren

Die VOB-Stelle wird auf Antrag tätig. Die Geschäftsstelle 
klärt den Sachverhalt unverzüglich auf. Liegt ihr eine An-
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gäbe vor, die einen Verstoß gegen die VOB/A vermuten 
lässt, unterrichtet die Geschäftsstelle hiervon die aus-
schreibende Stelle mit der Empfehlung, vor der Zuschlags- 
erteiluhg die abschließende Stellungnahme der VOB-Stelle 
abzuwarten; Die Aufsichtsbehörde Ist gleichzeitig zu unter-
richten, ln einfachen Fällen soll die Geschäftsstelle ge-
wünschte Auskünfte unverzüglich erteilen.

Bel eindeutigen Verstößen gegen die Bestimmungen der 
VOB/A weist die Geschäftsstelle die ausschreibende Stelle 
unverzüglich auf den Verstoß hin. In schwierigen Fällen 
beruft die Geschäftsstelle den Ausschuss zur Beratung, 
ein. Die Geschäftsstelle leitet ihre Stellungnahme bzw. die 
Stellungnahme des Ausschusses dem Betroffenen, der 
ausschreibenden Stelle und deren Aufsichtsbehörde zu.

Wird das Bauvorhaben aus öffentlichen Mitteln gefördert, 
übersendet die Geschäftsstelle in diesen Fällen die Stel-
lungnahme auch der zuständigen Bewilligungsbehörde. 
Die Aufsichtsbehörde und die Bewilligungsbehörde unter-
richten die VOB-Geschäftssteile über die von Ihnen ge-
troffenen Maßnahmen.

Die Verbände und Selbstverwältungsorganisätionen d e r . 
gewerblichen Wirtschaft sollen auf eine so rechtzeitige 
Einschaltung der VOB-Stelle hinwirken, dass unterschied-
liche Auffassungen über die Sach- und Rechtslage noch 
vor der Zuschlagserteilung ausgeräumt werden können.

Das Recht der Betroffenen, sich unmittelbar an die zu-
ständige Aufsichtsbehörde zu wenden oder ein Nach-
prüfungsverfahren elnzu|e|ten, bleibt unberührt,

5 Nachprüfungsstellen Und Nachp'rüfUngsbehörden in 
Rheinland-Pfalz '

5.1 Vergabeprüfstellen im Rahmen der Rechts- und Fach-
aufsicht

Alle Vergabeverfahren oberhalb und unterhalb der EU- 
Schwellenwerte unterliegen der Rechts- und Fachaufsicht,' 
Diese wird von folgenden Vergabeprüfstellen wahrge-
nommen:

-  Vergabeverfahren bei Hochbaumaßnahmen, die der 
obersten Dienst- und Fachaufsicht des Ministeriums 
der Finanzen unterstehen:

Vergabeprüfsteile beim 
Ministerium der Finanzen 
Kaiser-Friedrich-Str, 5 
5511ß Mainz 
Postfach 33 20 
55023 Mainz
Telefon: 061 31 /16 -413 3  
Telefax: 06131 /16 -4115  
Internet: http://www.fm.rlp.de 
E-Mail: poststelle@fm.rlp.de

-  Vergabeverfahren des LBM mit Ausnahme von Ver-
gabeverfahren der Zentralen Beschaffungsstelle
(ZBL):

Vergabeprüfstelle beim
Landesbetrieb Mobilität Rhelnland-Pfälz
Friedrioh-Ebert-Ring 1 4 -2 0
66068 Koblenz
Postfach 20 13 65
56013 Koblenz
Telefon: 02 61 /30 2 9 -0  ’
Telefax: 0261 /291 41 -1107
Internet: http://www.lbm.rlp.de 
E-Mail: ibm@lbm.rlp.de

-  alle übrigen Vergabeverfahren, mit Ausnahme der 
Vergabeverfahren der obersten Landesbehörden:

Vergabeprüfstelle bei der 
Aufslchts- und Dlenstlelstungsdlrektlon

Ministerialblatt der Landesregierung

54290 Trier 
Postfach 13 20 
54203 Trier
Telefon: 0651 /949 4 -0
Telefax: 0651 /949 4 -170  '
Internet; http://www.add.rlp.de 
E-Mail; post8telle@add.rlp.de

Die Rechts- und Fachaufsicht für Vergabeverfahren kom-
munaler Gebietskörperschaften unterhalb der EU-Schwel- 
lenwerte durch die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde 
bleibt unberührt,

Bei Baumaßnahmen sind die Nachprüfungsstelleri, an die 
sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaup-
teter Verstöße gegen die Vergabebestimmungen Wenden 
kann, in der Bekanntmachung und in den Vergabeunter-
lagen anzugeben.

5.2 Nachprüfungsbehörden

Unbeschadet der Prüfungsrnöglichkelten im Rahmen der 
Rechts- und Fachaufsicht können alle Vergabeverfahren, 
bei denen der geschätzte Gesamtauftragswert die EU- 
Schwollonwerte erreicht oder überschreitet, auf Antrag In 
einem Nachpfufuhgsverfahrennach §§ 102 ff. GWB durch 
die zuständige Vergabekammer Überprüft werden.

§ 14 Abs. 1 VgV, § 12 Abs. 5 SektVO und § 16 Abs. 1 
VSVgV verpflichten die Auftraggeber, in der Bekannt-
machung und den Vergabeuntorlagen die Anschrift der 
zuständigen Vergabekammer anzugeben. Die eingerichte-
ten Vergabeprüfstellen können zusätzlich benannt werden,

Die Anschrift der nach § 1 der Landesverordnung über die 
Nachprüfungsbehörden für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge Vörtl 19. Januar 1999 (GVBI. S. 18), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 8. Juli 2010 (GVBI. S. 218), 
B$ 7Ö-3Ö, eingerichteten Vergabekammer für Rheinland- 
Pfalz lautet:

Vergabekammer Rheinland-Pfalz
beim Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz,
Energie und Landesplanung 
Stiftsstraße 9 
55116 Mainz 
Postfach 32,69 
56022 Mainz
Telefon: 08131 /16 -2234  
Telefax: 061 31 /16 -21 13
Internet; http://www.mwkel.rlp.de 

. E-Mail: vergabekammer.rlp@mwke|,rlp.de

6 Beteiligung der mittelstärtdischerl Wirtschaft bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge

Um eine ausgewogene Unternehmensstruktur zu erhalten 
und zu stärken, eine möglichst breite Streuung mittel- 
stahdsgeelgneter öffentlicher Aufträge zu erreichen sowie 
Wettbawerbsnachteiie der mittelständischen Wirtschaft 
gegenüber großen Unternehmen auszugleichen, Ist bei 
der Vorgabe öffentlicher Aufträge an Unternehmen sowie 
an freiberuflich Tätige Wie folgt zu verfahren:

6.1 Kleine und mittlere Unternehmen

Für die Zuordnung Von Unternehmen der Industrie, des 
Handwerks, des Handels und des Dienstleistungsgewerbes 
zu den kleinen und mittleren Unternehmen sind die In der 
•nachfolgenden Tabelle genannten quantitativen Kriterien 
(KMU-Deflnltlon1) zugrunde zu legen.

1 Die Definition folgt der Empfehlung der-Kommission vom 6, Mal 2003 
betreffend die Definition der Klalnstunternehmen sowie cjer kleinen und 
mittleren Unternehmen (ABI. EU Nr.. L 124 S. 36).'
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Kriterium Kriterium 1 Kriterium 2 Kriterium 3

Unter-
nehmenstyp

Anzahl
Beschäftigte

Jahresumsatz 
Oder Jahres-
bilanzsumme

Zugehörigkeit 
zu anderen 

Unternehmen

Kleinst-
unternehmen

<10

Umsatz: 
s 2 Mio, EUR 

oder 
Bilanzsumme; 
s 2 Mio. EUFt

Zugehörigkeit 
Zu keiner (

Grupps Ver-
bundener 

Unternehmen 
oder Zugehörig-

keit zu einer 
Gruppe ver-

bundener 
Unternehmen, 
die die Voraus-
setzungen von 
1 und 2 erfüllt.

Kleine
Unternehmen

<50

Umsatz: 
s 10 Mio, EUR 

oder 
Bilanzsumme: 
<10 Mio. EUR

Mittlere
Unternehmen-

<250

Umsatz: 
<50 Mio, EUR 

oder 
Bilanzsumme: 
< 43 Mio. EUR

Demnach1 darf die Anzahl der Beschäftigten 249 und der 
Jahresumsatz bzw. die Jahresbilanzsummo 50 Mio. EUR 
bzw, 43 Mio. EUR nicht überschreiten. Zudem muss ein 
Unternehmen von Großunternehmen In dem Sinne un-
abhängig sein, dass sich weniger als, 25 % des Kapitals 
oder der' Stimmanteile im Eigentum eines oder mehrerer 
Unternehmen befinden, die dieser KMU-Definitioh nicht 
entsprechen,

6.2 Ausschrelbungsverfahren/Ausschreibungsbedingungen

6.2.1 Teilnahme am Wettbewerb

Durch die Wahl der Vergabeart ist kleinen und mittleren 
Unternehmen die Möglichkeit zu geben, sich um den 
Auftrag zu bewerben.

Die Teilnahme kleiner und mittlerer Unternehmen am Wett-
bewerb soll insbesondere dadurch sichergestellt werden, 
dass der Vergabe regelmäßig eine Öffentliche Ausschrei-
bung vorangeht (vgl. § 55 LHO und § 22 Abs. 1 ßeml IVO).

Bel Beschränkter Ausschreibung und bei Freihändiger Ver-
gabe sind regelmäßig auch kleine und mittlere Unterneh-
men in angemessenem Umfang zur Angebotsabgabe auf-
zufordern. Bei der Vergabe von Bauleistungen soll ent-
sprechend verfahren werden.

Bei Beschränkter Ausschreibung Und Freihändiger Ver-
gabe sollen im Interesse eines funktionierenden Wett-
bewerbs die Unternehmen, die Zur Ängebotsabgabe auf- 
gefordert Werden, möglichst gewechselt werden.

Bei Freihändiger Vergabe sollen Angebote möglichst im 
Wettbewerb eingeholt werden. In der Regel sollen min-
destens drei Unternehmen zur Angebotsabgabe aufge-
fordert werden. Nur Wenn zwingende Gründe voriiegen 
(z. B, bei Dringlichkeit oder unverhältnismäßigem Auf-
wand) und bei Aufträgen bis 500 Euro (ohne Umsatz-
steuer) ist eine Freihändige Vergabe auch ohne Einholung 
von Vergleichsängeboten zulässig.

6.2.2 Beteiligung von Bietergemeinschaften

Angebote von Bietergemeinschaften sind Unter den gleichen 
Bedingungen wie solche von einzelnen Bietern zuzulassen. 
Bestehende Arbeitsgemeinschaften mittelständischer Un-
ternehmen sollen zur Ängebotsabgabe aufgefordert wer-
den. Bei Angeboten von Bietergemeinschaften Ist jeweils 
die Angabe der Mitglieder zu verlangen.

■ In die Vergabeunterlagen ist folgende Regelung aufzu-
nehmen;

,,ln Verträgen zwischen Mitgliedern von Arbeitsgemein-
schaften, die sich sowohl aus Unternehmen gemäß Num-
mer 6.1 der Verwältungsvorschrift über das öffentliche 
Auftrags- und Beschaffungswesen in Rheinland-Pfalz als 
auch aus anderen Unternehmen zusammensetzen, dür-
fen kleine und mittlere Unternehmen nicht benachteiligt

werden. Die Verträge sind dem Auftraggeber auf Verlan-
gen vorzulegen."

6.2.3 Vorrang der Teil- und Fachlosvergabe

Die Ausschreibungen für Lieferungen und Leistungen sind, 
soweit es die ZU erstellende Lieferung oder Leistung zu-
lässt, durch Bildung von Teil- und Fachlosen so zu gestal-
ten, dass sich kleine und mittlere Unternehmen an der 
Angebotsabgabe beteiligon können.

Umfangreiche Bauleistungen sind grundsätzlich in Lose 
aufzutcilen und nach Losen zu vergeben (Teiilöse). Baü- 
feisiungen verschiedener Handwerks- oder Gewerbezweige 
sind In der Regel nach Fachgebieten oder Gewerbezwei-
gen getrennt zu vergeben (Fachlose). Die zusammenge-
fasste Vergabe mehrerer Lose an einen einzelnen Bieter 

. setzt voraus, dass die Vergabe aus wirtschaftlichen öder 
technischen Gründen notwendig Ist.

6.2.4 Leistungsbeschreibung

Die Leistung Ist eindeutig und so erschöpfend zu be-
schreiben, dass alle Bewerber die Beschreibung im gleichen 
Sinne verstehen müssen, ihre Preise sicher und Ohne um-
fangreiche Vorarbeiten berechnen können und die An-
gebote miteinander verglichen werden können.

6.2.5 Grundsatz der G leichbehandlung

Ausländische Bewerber oder Bieter und ausländische Er-
zeugnisse dürfen bei der Vergabe und Abwicklung öffent-
licher Aufträge nicht diskriminiert werden.

6.2.6 Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind grundsätzlich zuzulassen und kön-
nen nur in begründeten Fällen ausgeschlossen werden. 
Dies gilt auch fü r . Nebonangebote ohne gleichzeitige 
Abgabe eines Hauptangebots, die in technischer Hinsicht 
von der Leistungsbeschreibung dos Auftraggebers ab-
weichen.

Bei Aufträgen oberhalb der EU-Schwollenwerte dürfen 
Nebenangebote nur berücksichtigt werden, wenn sie aus-
drücklich zugelassen wurden und die verlangten Mindest-
anforderungen erfüllen.

6.2.7 Sicherheitsleistungen

6,2,7.11 Grundsätzlich soll auf Sicherheitsleistungen ganz oder teil-
weise verzichtet werden, wenn Mängel der Leistung vo-
raussichtlich nicht einfreten oder wenn der Auftrag-
nehmer hinreichend bekannt ist und genügend Gewähr 
für die vertragsgemäße Leistung und die Beseitigung 
etwaig auftretender Mängel bietet. Sicherheitsleistungen 
sind daher nur zu fordern, Wenn sie ausnahmsweise für 
die sacli- und fristgemäße Durchführung der verlangten 
Leistung notwendig erscheinen.

Bei Beschränkter Ausschreibung und bei Freihändiger Ver-
gabe ist die finanzielle Leistungsfähigkeit der Bewerber 
vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe ZU prüfen. Da-
her dürfen Sicherheitsleistungen in diesen Fällen nur in 
begründeten Ausnahmefällen verlangt werden.

Die Sicherheit soll nicht höher bemessen und ihre Rück-
gabe nicht für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen wer-
den als nötig ist, um den Auftraggeber vor Schaden zu 
bewahren. Für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen 
aus dem Vertrag so ll sie 5 v .ll;, für Mängelansprüche 
3 v. H. der Auftragssumme bzw. Abrechnungssumme 
nicht überschreiten.

6.2.7,2 Bei Baüleistungeri sollen für die vertragsgemäße Erfüllung 
Sicherheitsleistungen

-  bei Öffentlicher Ausschreibung und offenen Verfahren 
erst ab einer voraussichtlichen Auftragssumme von
250.000 Euro verlangt werden,
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-  bei Beschränkter Ausschreibung, Beschränkter Aus-
schreibung nach öffentlichem Teilnahmewettbewerb, 
nicht offenen Verfahren und Verhandiungsverfahren so-
wie bei Freihändiger Vergabe In der Regel nicht ver-
langt Werden.

Für die Erfüllung der Mängelansprüche bei Öffentlicher 
Ausschreibung und offenen Verfahren sollen Sicher-
heitsleistungen erst ab einer Auftragssumme einschl. aller 
Nachträge bzw. Abrechnungssumme von 250.000 Euro 
verlangt werden. •

6.2.8 Zählungen an Nachunternehmer

Unter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 6 VÖB/B sol-
len im Interesse kleiner und mittlerer Unternehmen Zah-
lungen unmittelbar an Nachunternehmer geleistet werden.

6.2.9 Frlsten/Kosten

Für die Bearbeitung und Einreichung der Angebote sowie 
für die Ausführung sind ausreichende Fristen festzulegen. 
Für die Bearbeitung des Angebots wenden keine Kosten 
erstattet. Verlangt jedoch der Auftraggeber, dass der Bieter 
Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, Berechnungen und andere 
vergleichbare unterlagen ausarbeitet, insbesondere In deh 
Fällen der Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm 
und der funktionalen Leistungsbeschreibung, so ist ein-
heitlich für a|Ie Bieter in der Ausschreibung eine ange-
messene Entschädigung festzusetzen.

6.2.10 Benennung geeigneter Bewerber

Sei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Ver-
gabe von Lieferungen und Leistungen - ausgenommen 
Bauleistungen - kann für die Benennung geeigneter mittel- 
ständischer Unternehmen die Auftragsberatungsstelle 
Rheinland-Pfalz (vgl. Nummer 4,1) eingeschaltet werden.

6.3 General- und Totalübernehmer, General- und Total-
unternehmer, Nächuhternehmer

6.3.1 General-und Totalübornehmer

Die Vergabe von Bauleistungen an General- und Total-
übernehmer ist nicht zulässig,

Generalübernehmer sind solche Unternehmen, d is meh-
rere oder alle Bauleistungen übernehmen, selbst aber keine 
Bauieistühg gewerbsmäßig erbringen. Totalübernehmer, 
übernehmen neben den Bauleistungen auch Planungs-
leistungen, ohne selbst diese Leistungen zu erbringen.

Baubetreuungsunternehmen dürfen mit der Planung, Ko-
ordinierung und Finanzierung nur beauftragt werden, wenn

-  baufachliche, technische, personelle oder organisatori-
sche Gründe dies erfordern,

-  dem öffentlichen Auftraggeber alle wichtigen Entschei-
dungen, insbesondere über Planungs- und Vergabo- 
angelegenhelten (z. B. Wahl des Vergabeverfahrens, 
Auswahl der Bewerber oder Bieter, Zuschlagserteilung), 
Vorbehalten bleiben.

-  das Unternehmen verpflichtet wird, die für den öffent-
lichen Auftraggeber geltenden Vorschriften zu beachten.

6.3.2 General- und Totalunternehmer

Die Auftragsvergabe an General- und Totalunternehmer ist 
grundsätzlich nicht zulässig (vgl. Nummer 6,2.3 Abs. 2).

Generalunternehmer sind solche Hauptauftragnehmer, die 

sämtliche fü r die Herstellung eines Bauwerks erforderlichen 
Bauleistungen zu erbringen haben und wesentliche Teile 
hiervon se lbst ausführen. Totalunternehmer übernehmen 
neben den Bauleistungen auch. Planungsleistungen,

Ein General- und Totalunternehmer, der keinen wesent- 
: liehen Teil der Bauleistung selbst erbringt, steht dem nach 

der VOB/B auszuschlioßenden General- und Totalüber-
nehmer gleich (vgl. Nummer 6.3.1).

6.3.3 Nachuhternehmereinsatz

Der Auftragnehmer hat die Leistung Im eigenen Betrieb 
auszuführen. Die Weitervergabe von Aufträgen an Unter-
auftragnehmer (Nachunternehmer) ist deshalb nur mit 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers gestattet. 
Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf 
die der Betrieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist.

6.3.4 Nutzung der Kapazitäten anderer Unternehmen bei 
Aufträgen oberhalb der EU-Schwellenwerte

Die Regelungen der Nummern 6.3,1 bis 6.3.3 finden bei 
Aufträgen oberhalb der Schwellenwerte mit der Maßgabe 
Anwendung, dass sich Bewerber oder Bieter bei der Er-
füllung eines Auftrags der Fähigkeiten anderer Unterneh-
men bedienen können. Allerdings ist von den Bewerbern 
oder Bietern eine entsprechende rechtsverbindliche Ver- 
pfllchtungserklärung zu verlangen, dass ihnen die Mittel 
des/der anderen Unternehmen Zur Auftragsausführung 
tatsächlich zur Verfügung stehen.. Die Eignungsnachweise 
für Kapazitäten Dritter, auf die sich Bewerber oder Bieter 
berufen, sind In vollem Umfang auf die anderen Unter-
nehmen zu beziehen.

6.3.5 Hauptunterrfehmer, Nachunternehmer

Für die Weitervergabe von Aufträgen an Unterauftrag-
nehmer ist in den Vergabeunterlagen zu bestimmen, dass 
der Auftragnehmer (Hauptunternehmer)

-  bei der Einholung von Angeboten für Nachunternehmer-
aufträge nach wettbewerblichen Gesichtspunkten ver-
fährt und dabei kleinere und mittlere Unternehmen nicht 
benachteiligt,

t - rechtzeitig vor der Übertragung Name Und Anschrift 
der Unterauftragnehmer sowie deren Berufsgenossen-
schaft mitzuteilen hat,

-  nur solche Unterauftragnehmer beauftragen darf, die 
die gewerbo- und handworksreohtlichen Voraussetzun-
gen für die Ausführung des zu vergebenden Unter-
auftrages erfüllen,

-  den Nachunternehmer davon in Kenntnis setzt, dass 
seine Leistung der Erfüllung eines öffentlichen Auftrages 
dient,

-■ auf Verlangen .des Auftraggebers die Einhaltung vor-
stehender Verpflichtungen sowie Art und Umfang der 
zur Weitervergabe vorgesehenen Leistungen nachzu-
weisen hat.

6.4 Handwerk

Da handwerkliche Leistungen auch in Ausführung öffent-
licher Aufträge nur von Auftragnehmern erbracht werden 
dürfen, die in die i landwerksrollo bzw. in das Verzeichnis 
der Inhaber eines Betriebes eines züiassungspflichtigen 
Handwerks Odereines handwerksähnlichen Gewerbes ein-
getragen sind, ist in Zweifelsfällen die Vorlage der Hand-
werkskarte zu verlangen oder die Eintragung bei der 
zuständigen Handwerkskammer abzufragon. Unberührt 

. hiervon bleibt die Beteiligung von Unternehmen,- die bei 
der Industrie- und Handelskammer einschlägig registriert 
sind, ferner von Neben- und Hilfsbetrieben im Sinne der 
Handwerksordnung sowie von ausländischen Betrieben, 
die in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes 
eingetragen sind,

6.5 Freiberufliche Leistungen nach der VÖL/A und VOF

6.5.1 Unterhalb des EU-Schwellenwerts

Leistungen, die

-  im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht oder

-  im Wettbewerb m it freiberuflich Tätigen angebolen 
werden,

unterliegen weder der VOL/A noch der VOF, Dip Bestim-
mungen der Haushaltsordnungen bleiben jedoch unberührt,
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Nach § 55 Abs. 1 LHO bzw. § 22 Abs. 1 GemHVÖ muss 
dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und Leis-
tungen bzw. der Vergabe von Aufträgen eihe Öffentliche 
Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme recht- 
fertigen. Mit Rücksicht auf den Ausnahmecharakter bedarf 
es grundsätzlich für das Vorliegen dieser Ausnahme- 
Situation der Prüfung Im Einzelfall. Es kann jedoch davon 
ausgegangen werden, dass der Ausnahmetatbestand bei 

v freiberuflichen Leistungen in der Regel erfüllt Ist. Gleich-
wohl ist auch in diesen Fällen ein wettbewerbsoffenes 
Verfahren nach Maßgabe Von Nummer 6.2.1 Abs, 4 und 5 
durchzuführen. Dabei kommt die Annahme eines unver-
hältnismäßigen Aufwands im Sinne der Nummer 6.2.1 
Abs. 5 in der Regel bei Leistungen nach der Hönorar- 
ordnung für Architekten und Ingenieure vom 10. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2276) in der jeweils geltenden Fassung, bei 
denen ein Preis- und Leistungswettbewerb nicht zum 
Tragen kommt („Standafdleistungen“), in Betracht.

Die Aufträge sind, soweit Leistungen an freiberuflich Tätige 
vergeben werden, an solche Freiberufler zu vergeben, 
deren Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
feststeht, die über ausreichende Erfahrungen verfügen 
und die Gewähr für eine wirtschaftliche Planung und 
Ausführung bieten.

6.5.2 Oberhalb des EU-Schwellenwerts

Stellung gleichwertiger Lebensbedingungen für Menschen 
mit Behinderungen vom 16. Dezember 2002 (GVBI. S. 431) 
im Rahmen verfügbarer Mittel, wo Immer dies sinnvoll Ist, 
zu berücksichtigen, Die auf die jeweilige Vergabe anzu-
passenden technischen Spezifikationen sind klar festzu- 

. legen, sodass alle Bewerber oder Bieter wissen, was die 
Anforderungen des öffentlichen Auftraggebers umfassen.

Praktische Hilfestellungen und Formulierungshilfen für 
die Leistungsbeschreibung sind Im In ternet unter 
www.barrierefrei.rlp.de abrufbar.

7.2 Werkstätten für behinderte Menscherl, Blindenwerk-
stätten und Integrationsprojekte

7.2.1 Personenkreis

Gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2004/18/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffent-
licher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstlelstungs- 
aufträge (ABI.'EU Nr. L 134 S. 114) dürfen Mitgliedstaaten 
vorsohen, dass hur geschützte Werkstätten' an den Ver-
fahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge teiinehrnen oder 
solche Aufträge ausführen dürfen, sofern deren Beschäf- 

‘ tigte mehrheitlich bchindorto Menschen sind, die aufgrund 
der Art odor dor Schwere Ihrer Behinderung keine Berufs-
tätigkeit unter marktüblichen Bedingungen ausüben können.

Im nationalen Recht sind aufdrund der 65 141 und 143 des
Oberhalb des EU-Schwellenwerts sind freiberufliche Dienst-
leistungen, deren Gegenstand eine Aufgabe Ist, deren Lö-
sung vorab nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben 
werden kann, gemäß § 5 VgV nach der VOF zu vergeben. 
Eindeutig Und erschöpfend beschreibbare freiberufliche 
Leistungen sind nach Abschnitt 2 der VÖL/A zu vergeben. 
Die Regelungen für Dienstleistungen nach der SektVO und 
der VSVgV bleiben unberührt.

6.5,3 Vergabeverfahren

Den kleinen und mittleren Unternehmen gleichgestellt sind 
die freiberuflich Tätigen, deren Jahresumsatz einen Betrag 
von 2,5 Mio. Euro nicht übersteigt. Bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge an freiberuflich Tätige ist zu beachten, dass

-  sich Angehörige dieser Berufe nur unter Einhaltung ihrer 
Berufeordnungen und gesetzlichen Honorarordnungen 
um Aufträge bewerben dürfen,

-  eine Streuung der Aufträge erfolgt,

-  kleinere Büroorganisationen und Berufsanfänger ange-
messen beteiligt werden.

Bel diesem Personenkreis ist besonders zu berücksichtigen, 
dass die Vergabe von Leistungen, die eine technische, 
gutachterliche, künstlerische oder gestalterische Ausfüh-
rung erfordern, nicht nach den Gesichtspunkten eines 
Preiswettbewerbs, sondern nach denen eines Leistungs-
wettbewerbs erfolgt.

6.6 Vorbereitung und Abwicklung der Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen durch Dritte

Die Nummern 6.1 bis 6.5 sind von den In Nummer 22,1 
genannten Auftraggebern auch dann anzuwenden, wenn 
diese Auftraggeber mit der Vorbereitung und Abwicklung 

■ . der Vergabe von Lieferungen und Leistungen Dritte - bei 
Bauvorhaben z.B. freischaffende Architekten, Ingenieure, 
SÖnderfachleute, Baubetreuungsunternehmen usw. - be-
auftragen. Dies ist durch vertragliche Vereinbarungen mit 
den beauftragten Dritten sicherzustellen. 7

7 Beachtung der Barrierefreiheit und Berücksichtigung' 
von Werkstätten für behinderte Menschen, Blinden-
werkstätten und integrationsprojekten bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge

7.1 Anforderungen an die Barrierefreiheit

Bel der Vergabe öffentlicher Aufträge sind die Anforderun-
gen der Barrierefreiheit nach dem Landesgesetz zur Her-

Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) - Rehabilita-
tion und 'leilhabe behinderter Menschen - vom 19. Juni 2001 
(BGBl. I S. 1046), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2598), 
Öffentliche Aufträge, die von Werkstätten für behinderte 
Menschen und Blindenwerkstätten ausgeführt werden kön-
nen, diesen bevorzugt anzubieten. Gleiches gilt für Integ-
rationsprojekte im Sinne des § 132 SGB IX und Ein-
richtungen anderer Staaten, die mit den vorgenannten 
deutschen Einrichtungen vergleichbar sind.

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzung sind bei dor Vergabe 
öffentlicher Aufträge oberhalb und unterhalb der EU- 
Schwellenwerte die nachfolgenden Regelungen zu berück-
sichtigen. Sie stehen unter dom Vorbehalt einer späteren 
Regelung durch eine Verwaltungsvorschrift der Bundes-
regierung gemäß § 141 Satz 2 SGB IX.

7.2.2 Nachweis der Bevorzugteneigenschaft

7.2.2,1 Zum Nachweis der Bevorzugteneigenschaft ist den Ver-
gabestellen auf Verlangen vorzulegen

-  bei Werkstätten für behinderte Menschen die von der 
Bundesagentur für Arbeit nach § 142 SGB IX ausge-
sprochene Anerkennung und ein Auszug aus dem Ver-
zeichnis der. anerkannten Werkstätten für behinderte 
Menschen und deren Lelstüngsängebot, das bei de r’ 
Bundesagentur für Arbeit geführt, wird. Die bestehen-
den Anerkennungen im Sinne der §§ 5 und 13 des am
14. September 2007 außer Kraft getretenen Blmden- 
warenvertriebsgesetzes vom 9. April 1965 (BGBL I 
S. 311), zuletzt geändert durch Artikel 148 der Ver-
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), ge-
nügen weiterhin als Nachweis,

-  bei Integrationsprojekten eine Bescheinigung des Lan-
desamts für Soziales, Jugend und Versorgung Rhein-
land-Pfalz über die Anerkennung als Integrationsprojekt.

1.2.22 Der Nachweis der Bevorzugteneigenschaft kann für Werk-
stätten für behinderte Menschen, Blindenwerkstätten und 
vergleichbare Einrichtungen anderer Staaten durch eine: 
entsprechende Bescheinigung einer Gerichts- oder Ver-
waltungsbehörde des Ursprungs- oder Herkunftslands 
dieser Einrichtung erbracht werden.

Wird eine solche Bescheinigung in dem betreffenden Land 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstattliche 
Erklärung ersetzt werden, die die betreffende Einrichtung
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vor einer Gerichte- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar 
oder jeder anderen befugten Behörde des betreffenden 
Staates abgibt. In den Staaten, in denen es eine derartige 
eidesstattliche Erklärung nicht gibt, kann dies durch eine 
feierliche Erklärung ersetzt werden. Die Echtheit der eides-
stattlichen oder feierlichen Erklärung ist durch die zustän-
dige Behörde oder den Notar zu bescheinigen.

7.2.2.3 Die Auftragsberatungsstelle Rheinland-Pfalz (Nummer 4.1) 
kann den Vergabestellen bevorzugte Einrichtungen im Sinne 
der Nummer 7.2 benennen. Sie ist verpflichtet, auch Ein-
richtungen in anderen Staaten zu benennen, die Ihr be-
kannt sind und die die Voraussetzungen der Nummer 7.2 
erfüllen.

Ein Verzeichnis der anerkannten Werkstätten für behin-
derte Menschen ist im Internet eingestellt. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln hat Im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie die Daten-
bank REHADAT aufgebaut, die umfangreiche Informationen 
zur beruflichen Rehabilitation und Eingliederung behin-
derter Menschen enthält, unter anderem über das Leis-
tungsangebot der Werkstätten für behinderte Menschen. 
In der Datenbank kann das Leistungsangebot der Werk-
stätten in übersichtlicher,Form elektronisch abgerufen wer-
den. Die Datenbank REHADAT kann von einer CD-ROM 
oder online genutzt werden. Der Zugriff auf die Daten-
bank (Internet:' http://www.rehadat.de oder CD-ROM) ist 
für den Nutzer kostenlos.

7.3 Inhalt der Bevorzugung

Bel Beschränkten Ausschreibungen und Freihändigen Ver-
gaben sind regelmäßig auch die in Nummer 7.2 genannten 
Einrichtungen in angemessenem Umfang zur Angebots-
abgabe mit aufzufordern.

Ist das Angebot eines nach Nummer 7.2 bevorzugten 
Bieters ebenso wirtschaftlich (VOL/A) oder annehmbar 
(VOB/A) wie das ansonsten wirtschaftlichste Angebot eines 
Bieters, der nicht nach Nummer 7.2 bevorzugt Ist, so ist 
dem bevorzugten Bieter der Zuschlag zu erteilen,

Bevorzugten Einrichtungen nach Nummer 7,2 ist der 
Zuschlag immer dann zu erteilen, wenn Ihr Angebots-
preis den des wirtschaftlichsten Bieters um nicht mehr als 
15 v. H. übersteigt,

Falls das Angebot von einer Bietergemeinschaft abgege-
ben wird, ist nur der Anteil zu berücksichtigen, den die 
bevorzugten Einrichtungen an dem Gesamtangebot der 
Arbeitsgemeinschaft haben. Die Vergabestellen haben In 
den Vergabeunterlagen darauf hinzuweisen, dass bei der 
Angebotsabgabe der Anteil der bevorzugten Einrichtungen 
anzugeben ist.

In jedem Fall, in dem dies nach Art und Menge der gefor-
derten Leistung zweckmäßig ist, soll der Auftrag in meh-
rere Lose aufgeteilt werden, damit sich auch kleine bezie-
hungsweise mehrere der genannten Einrichtungen um 
diese Aufträge bemühen können beziehungsweise meh-
rere der genannten Einrichtungen von den Aufträgen pro-
fitieren. Dabei darf es nicht zu unwirtschaftlichen Zer-
splitterungen kommen.

7.4 Sonderregelung für Blindenwerkstätten

Soweit für anerkannte Blindenwerkstätten hinsichtlich der 
Blindenwaren weiter gehende Vergünstigungen bestehen, 
bleiben diese unberührt.

8 Berücksichtigung von Ausbildungsbetrieben

Bei der Wertung der Angebote ist im Rahmen der ver-
gaberechtlichen Bestimmungen bei sonst wirtschaftlich 
gleichwertigen Angeboten dem Unternehmen bevorzugt 
der Zuschlag zu erteilen, das Ausbildungsplätze bereit-
stem oder sich an der beruflichen Erstausbildung beteiligt. 
Diese Kriterien sind Im Angebot durch eine Eigenerklärung 
nachzuweisen. Eine Anwendung dieser Regelung Ist aus-

geschlossen, wenn eines der gleichwertigen Angebote 
von einem ausländischen Bieter abgegeben wurde. Die 
Nummern 7,2 bis 7.4 bleiben unberührt- Der öffentliche 
Auftraggeber hat hierauf in der Bekanntmachung und in 
den Vergabeunterlagen hinzuweisen.

Diese Regelung findet bei Aufträgen oberhalb der Schwel-
lenwerte keine Anwendung,

9 Berücksichtigung von Unternehmen mit Frauenförder-
maßnahmen

Bel der Wertung der Angebote Ist im Rahmen d?r vergabe- 
rechtlichen Bestimmungen bei sonst wirtschaftlich gleich-
wertigen Angeboten dem Unternehmen bevorzugt der 
Zuschlag zu erteilen, das zum Zeitpunkt der Ausschrei-
bung im Verhältnis zü den mltbletenden Unternehmen 
einen höheren Frauenanteiian den Beschäftigten aufweist 
oder Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von 
Frauen im Erwerbsleben durchführt. Diese Kriterien sind 
im Angebot durch eine Eigenerklärung nachzuwefsen. 
Eine Anwendung dieser Regelung ist .ausgeschlossen, 
wenn eines der gleichwertigen Angebote von einem aus-
ländischen Bieter abgegeben wurde. Die Nummern 7,2 
bis 7.4 bleiben unberührt, Def öffentliche Auftraggeber hat 
hierauf in der Bekanntmachung und in den Vergabeünter- 
lagen hinzuweisen. '

Diese Regelung findet bei Aufträgen oberhalb der Schwel-
lenwerte keine Anwendung.

10 Berücksichtigung umweltverträglicher und energie- 
effizienter Produkte und Dienstleistungen'

10.1 Zielsetzung

• Der Staat hat nach Artikel 69 der Verfassung für Rheln- 
. land-Pfalz die Aufgabe, die natürlichen Lebensgrundlagen 

des Menschen zu schützen, fn Wahrnehmung dieser be-
sonderen Verantwortung muss er mit gutem Beispiel vo-
rangehen und auch Im Rahmen von Beschaffungen und 
der Vergäbe öffentlicher Aufträge eine Vorblldfunktiön 
übernehmen. Die Realisierung energiepolltlscher Ziele 
sowie die Ziele des Klimaschutzes und der Ressourcen-
schonung sind dabei von besonderer Bedeutung.

Das Vergaberecht bietet verschiedene Anknüpfungspunkte 
zur Berücksichtigung umweltverträglicher und energieef-
fizienter Produkte und Dienstleistungen, die sich auch 
gegenseitig ergänzen können, -

10.2 Auswahl des Auftragsgegenstandes

Die öffentlichen Auftraggeber entscheiden -  unter Beach-
tung des Prinzips der Nichtdiskriminierung - selbst, Welche 
Produkte und Dienstleistungen sie beschaffen möchten, 
um den Bedarf wirtschaftlich zu decken. Hierzu können 
sie den Auftragsgegenstand wählen, der Umwelt- und 
Energleefflzlenzaspekte berücksichtigt, und.diesen In der 
Leistungsbeschreibung näher definieren.

Die Vorblldfunktlon der öffentlichen Hand zur Berücksich-
tigung von Umweltkriterien bei der Beschaffung von Ar-
beitsmaterialien und Gebrauchsgütern sowie bei der Aus-
schreibung und Vergabe öffentlicher Aufträge wird bereits 
durch § 2 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
22. November 2013 (GVBI, S,' 459, BS 2129-1) konkreti-
siert. Danach haben das Land, die Gemeinden, die Land-
kreise und die sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

. öffentlichen Rechts Sowie Beliehene solchen Produkten 
den Vorzug zu geben, die

-  durch Vorbereitung zur Wiederverwendung oder durch 
Recycling von Abfällen, in energiesparenden, Wasser-
sparenden, schadstoffarmen, rohstoffarmen oder ab-
fallarmen Produktionsverfahren oder aus nachwachsen-
den Rohstoffen hergestellt sind,

-  sich durch besondere Langlebigkeit und Reparatur-
freundlichkeit, durch Wiederverwendbarkeit oder Ver-
wertbarkeit auszeichnen oder
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-  im Vergleich zu anderen Erzeugnissen zu weniger oder 
zu schadstoffärmeren Abfallen führen oder sonst um-
weltverträglicher als andere Produkte zu entsorgen sind.

Darüber hinaus sind nur solche Produkte zu beschaffen, 
die auch im Einsatz emissionsarm und energiesparend, 
verwendet werden können.

Sofern Im Einzelfall vorstehende Umweitkriterien m it-
einander konkurrieren, Ist jeweils abzuwägen, welchem 
Umweltziel der Vorrang einzuräumen ist.

10.3 Erkundung des Bewerberkreises

Bei der Erkundung des Bewerberkreises ist auf Bewerber 
zu achten, die umweitverträgliche und energieeffiziente 
Produkte oder Leistungen anbieten. In geeigneten Fällen 
werden auch Bewerber berücksichtigt, die arh EU-System 
für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebs-
prüfung gemäß dem Umweltauditgesetz in der Fassung 
vom 4. September 2002 (BGBl. I S. 3490), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 Abs. 43 des Gesetzes vom 7. August 
2013 (BGBl. IS . 3154), teilnehmen.

In diesen Fällen ist bereits bei der Bekanntmachung des 
Vergabeverfahrens sowie in den Vergabeunterlagen ein-
deutig darauf hinzu weisen, dass nur Angebote von Bietern, 
die diese Voraussetzungen erfüllen, in die Wertung ein-
bezogen werden,

10.4 Leistungsbeschreibung

Von der Möglichkeit, in die Leistungsbeschreibung umwelt-
verträgliche und energieeffizlehte Anfofderungen an die 
zu beschaffenden Produkte öder Leistungen aufzuneh-
men, Ist grundsätzlich Gebrauch zu machen. Dabei steht 
es dem Auftraggeber frei, die von ihm benötigten Leis-
tungen so zu beschreiben; dass Anbieter möglichst viel 
Spielraum haben, Umweltfreundliche und energieeffiziente 
Produkte und Dienstleistungen anzubieten.

Hleßü eignen sich Insbesondere funktionale Leistungs-
beschreibungen, in denen die Leistung durch eine Dar-
stellung ihres Zwecks, ihrer Funktion sowie der an sie 
gestellten Anforderungen beschrieben werden. Beschrieben 
Werden somit nicht die konstruktiven Details des Pro-
dukts oder der Dienstleistung, sondern die gewünschte 
Funktionalität - also das Ergebnis (z, B. Ausschreibung 
eines energieeffizienten und/oder emissionsarmen ÖPNV- 
Systems). .

Durch die Verwendung technischer Spezifikationen können 
Ümweltzeicheh definiert Und Umweit- und fineigieeffizienz- 
aspekte in die Leistungsbeschreibung einfließen,

Es können zum Beispiel die Anforderungen der europä-
ischen Energieverbrauchskennzeichnung, der Durchfüh-
rungsmaßnahmen nach der EüP-Richtlinie2, freiwilliger 
Kertnzeichnungsprogramme wie Blauer Engel, Europä-
isches Umweltzeichan Energy Star und FSC oder anderer 
gleichwertiger Energieverbrauchs- und Umweitzeichen als 
Referenz für die Aufstellung von Energieeffizienz- und Nach-
haltigkeitskriterien herangezogen werden. Die für das Um-' 
Weltzeichen maßgeblichen Anforderungen sind in die Leis-
tungsbeschreibung mit aufzunehmen.

Mit den technischen Spezifikationen sollen die umwelt-
freundlichsten und energieeffizientesten am Markt erhält-
lichen Produkte und Dienstleistungen ermittelt und damit 
ein hohes Anspruchsniveau gewährleistet werden.

Es ist zulässig, wenn sich aus der Entscheidung über den 
Auftragsgegenstand und seiner Definition in der Leistungs-
beschreibung Anforderungen an das Produktionsverfahren 
ergeben, wie z. B. die Beschreibung der Leistung als „Ström 
aus erneuerbaren Energiequellen". Dies ist dann durch

2 Richtlinie 2009/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung 
von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energlever- 
brauchsrelevanter Produkte (Neufassung) (ABI. EU Nr. L 285 S, 10).

die Art der zu vergebenden Leistung gerechtfertigt, da 
dadurch objektiv der ressourcenschonende Einsatz von 
Produktionsmitteln gewährteistet wird .und die Beschaf-
fung damit unter Beachtung der Lebenszykluskosten auch 
wirtschaftlich seih kann.

Bezeichnungen für bestimmte Erzeugnisse und Verfahren 
(z, B, Markennamen) dürfen ausnahmsweise, Jedoch nur 
mit dem Zusatz „oder gleichwertiger Art“ verwendet wer-
den, Für Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte wird 
auf § 8 EG Abs. 5 VOL7A verwiesen.

Der öffentliche Auftraggeber soll von den Bewerbern oder 
Bleiern ein umweltfreundliches und energieeffizientes Ver-
halten bei der Ausführung des Auftrags fordern, solange 
es sich um Bedingungen handelt, die sich auf die Auf-
tragsausführung beziehen, und irn sachlichen Zusammen-
hang mit dem Auftragsgegenstand stehen. Allgemeine 
Anforderungen an das Verhalten oder die Unternehmens- 
Politik des Auftragnehmers sind dagegen unzulässig,

Bel Wareneinkäufen können als umweltfreundliche und 
energieeffiziehzbezogerte Ausführurtgsbedingungen in 
geeigneten Fällen zum Beispiel Bedingungen an die um-
weltfreundliche Verpackung, an die Rücknahme von Abfall 
bzw, von Geräten nach Beendigung der Nutzungszelt oder 
an die Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Auftragnehmers über Umwelt- und Enorglceffizlenzaspekte 
gestellt werden.

10.5 Eignungskriterien

Im Rahmen der Eignungsprüfung kanrf der Öffentliche Auf-
traggeber von den Bewerbern oder Bietern zum Nach-
weis ihrer technischen Leistungsfähigkeit verlangen,, dass 
das zu beauftragende Unternehmen bestimmte Normen 
für das Umweltmanagement erfüllt, sofern diese für die 
Ausführung des Auftrags relevant sind. Geeignete Nach-
weise sind eine Zertifizierung nach EMAS, IS0 14001 oder 
nach anderen europäischen und internationalen Normen. 
Gleichwertige Nachweise müssen akzeptiert werden. Die 
Gleichwertigkeit Ist durch den Bewerber oder Bieter zu 
belegen. •

10.6 Wertungskriterien

Unter Berücksichtigurig aller auftragsbezogenen Umstände 
ist zu prüfen, welches Angebot das wirtschaftlichste ist, 
Maßgebend sind dabei neben dem Preis die für die Wer-
tung der Angebote Vorgesehenen Aspekte, zu denen z.B, 
Umwelteigenschaften und Lebenszykluskosten gehören. 
Umweltaspekte sind als Zuschlagskriterien zulässig, wenn 
sie im Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen.

Eine Wirtschaftlichkeitsbewertung, die den gesamton Le-
benszyklus erfasst, also auch langfristig niedrige Betriebs-
kosten mit einbezieht, kann zu einem anderen Ergebnis 
führen als eine Befrachtung, in der die reinen Investitions-
kosten ausschlaggebend sind. Dies ist insbesondere bei 
energieverbrauchenden Geräten Von Bedeutung. So weisen 
energieeffiziente elektronische Geräte oder Energiespar-
lampen oft höhere Kosten bei der Erstinvestition auf, wegen 
der niedrigeren Kosten während der Nutzungsphasc wor-
den diese Mehrkosten aber in der Regel amortisiert oder 
sogar überkomparisiort.

Um dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit Rechnung zu 
tragen, müssen daher bei der Wirtschaftlichkeitsbewertung 
alle relevanten Kosten berücksichtigt werden, die mit dem 
Produkt, bezogen auf den gesamten Lebenszyklus, zu- 
sämmenhängen, Dazu zählen neben den Anschaffungs-
kosten die Folgekosten (z.B. für Instandhaltung, Wartung 
etc.), die Betriebskosten (z.B. für Energie, Wasser oder 
sonstige Hilfs- und Betriebsmittel), die Personalkosten so-
wie die Aufwendungen zur Entsorgung des Produkts.

Berechnungshilfen zur Ermittlung der Lcbonszykluskoston 
und zur Bestimmung des wirtschaftlichsten Angebotes hat 
das von der Europäischen Union geförderte Projokt „Buy 
Smart" für unterschiedliche Produktgruppen auf Excel-
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Basis entwickelt (Life Cycle Costing-Tools) und können 
unter www.buy-smart.info/german abgerufen werden.

Alle Zuschlagskriterien müssen bei Vergaben oberhalb 
der EU-Schwellenwerte in der Vergabebekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen genannt Uhd gewichtet bzw. 
- Wenn eine Gewichtung nicht möglich ist - in der abstei-
genden Reihenfolge ihrer Bedeutung festgelegt werden, 
Bei der Wertung der Angebote dürfen bei Vergaben ober-
halb, der FU-Schwellenwerte nur Kriterien, die in der Ver- 
gabobekanntmachung oder den Vorgabeunterlagen ge-
nannt wurden, berücksichtigt werden.

Der Zuschlag ist dann auf das unter Beachtung aller Um-
stände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.

10.7 Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind Im Falle einer verstärkten konstruk-

tiven Leistungsbeschreibung herkömmlicher Art eine gute
Möglichkeit, umweltfreundliche und energieeffiziente Va-
rianten in das Verfahren-einzübringen (z.B. Produkte, die 
besonders wenig Energie verbrauchen, die für die Nut-
zung erneuerbarer Energien besonders geeignet sind oder 
die durch den Einsatz erneuerbarer Energien entstehen). 
Von der Möglichkeit, Nebenangebote ausdrücklich zuzu-
lassen, ist in der Regel Gebrauch zu machen. Dies muss in 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe angegeben werden.

10.8 Hilfestellungen und Beispiele

Praktische Hilfestellungen und Beispiele, die Öffentlichen 
Auftraggebern eine umweltfreundliche und energieeffiziente 
Beschaffung erleichtern sollen, stehen u.a. ln Form vog 
Leitfäden und online abrufbaren Informationssystemen zur 
Verfügung. Eine Übersicht mit Kurzinformationen zu eini-
gen Angeboten ist auf der Homepage des BMWi unter 
http://Www.bmwi.de/DE/Themen/Wirtschaft/WettbeWerbs- 
'polltilVoeffent|iche-auftraege,did=190878.html sowie unter 
Www.beschaffung-info.de abrufbar,

11 Berücksichtigung der Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation

11,1 Grundsätze zur Berücksichtigung internationaler Ar-
beitsstandards bei öffentlichen Aufträgen des Landes

Eine verantwortliche Vergabe schließt die Berücksichtigung 
der sozialen Bedingungen der Menschen, die an der Her-
stellung des Auftragsgegenstandes beteiligt sind, ein. Als 
Maßstab sind die international anerkannten Grundprinzi-
pien der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu be-
achten, die In acht Übereinkommen, den sog. Kernarbeits-
normen, ihre konkrete Ausgestaltung erfahren haben:

-  Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit 
vom 28. Juni 193Q (BGBl, 1956 IIS . 640, 641),

-  Übereinkommen Nr. 87 Über die Vereinigungsfreiheit und 
den Schutz des Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948 
(BGBL 1956 II S. 2072, 2073),

-  Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grund-
sätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu 
Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955II 
S. 1122,1123),

-  Übereinkommen Nr, 100 über die Gleichheit des Ent-
gelts männlicher und Weiblicher Arbeitskräfte für gleich-
wertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956IIS. 23,24),

-  Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der 
Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 19 59IIS. 441, 
442),

-  Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Be-
schäftigung Uhd Beruf vom 25. Juhl 1958 (BGBl. 1961 li 
S. 97, 98),

-  Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die
Zulassung zur Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 
1976 IIS. 201,202), .

-  Übereinkommen Nr, 182 über das Verbot und unver-
zügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl, 
2001 II S. 1290, 1291).

Besonderes Augenmerk Ist dabei auf den Ausschluss aus-
beuterischer Kinderarbeit als vordringliche Aufgabe der 
Mitgliedstaaten der IAO zu legen.

Im Rahmen der geltenden Vergaberechtsordnung können 
Anforderungen, die dem Schutz von in die Lieferkette ein-
gebundenen Arbeitnehmern auch im Ausland dienen, durch 
eine geeignete Bestimmung des Lolstungsgegenstandes 
oder die Aufnahme zusätzlicher Anforderungen gemäß 
§ 97 Abs. 4 Satz 2 GWB bzw. § 1 Abs. 3 Satz 1 und 2 Nr. 3 
dos Landestariftreuegesetzes (LTTG) vom 1. Dezember 
2010 (GVBI. S, 426), geändert durch Gesetz vom 22. No-
vember 2013 (GVBI. S. 4.69), BS 70-31, festgeschrieben 
werden.

Praktische Hilfestellung und Beratung zur Umsetzung einor 
nachhaltigen Beschaffung erhalten die Vergabestellen von 
der hierzu eingerichteten „Kompetenzstelle für nachhaltige 
Beschaffung" (http://www.bescha.burid.de), die In einem 
dynamischen Prozess konkrete Lösungswege entwickelt, 
fortlaufend aktualisiert und ihre Empfehlungen in einer 
wobbasierten Informationsplattform den Vergabestellen 
von Bund, Ländern und Kommunen zur Verfügung stellt.

11.2 Nichtberücksichtigung von Produkten aus ausbeute-
rischer Kinderarbeit im  Sinne des (ÄO-Übeheinkoiri- 
mens Nr. 182

11.2.1 lAO-Übereinkommen Nr. 182

Das Übereinkommen Nr. 182 der IAO vom 17. Juni 1999 
verpflichtet jeden Mitgliedstaat, der dieses Übereinkom-
men ratifiziert hat, unverzügliche und wirksame. Maßnah-
men zu treffen, um sicherzustellen, dass die schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit vordringlich verboten und besei-
tigt werden. Der Deutsche Bundestag hat der Konvention 
Nr. 182 mit Gesetz vom 11. Dezember 2001 zugoslimmt; 
sie ist für die Bundesrepublik Deutschland am 18. April 
2003 in Kraft getreten (Bek. vom 28. Juni 2002, BGBl. II 

' S. 2352).

|m Sinne des Übereinkommens Nr. 182 umfasst der Aus-
druck „die schlimmsten Formen der Kinderarbeit" u.a.'

-  alle Formen der Sklaverei oder alle sklavereiähnllchon 
Praktiken, wie den Verkauf von Kindern und den Kinder-
handel, Schuldknechtschaft und Leibeigenschaft sowie 
Zwangs- oder Pflichtarbeit, einschließlich der Zwangs-
oder Pflichtrekrutierung von Kindern für den Einsatz in 
bewaffneten Konflikten;

-  Arboit, die ihrer Natur nach oder aufgrund der Um-
stände, unter denen sie vorrichtet wird, voraussichtlich 
für die Gesundheit, die Sicherheit oder die Sittlichkeit 
von Kindern schädlich ist.

Als „Kind" gelten alle Personen unter 18 Jahren.

Dar sich aus Artikel 1 und 7 des lAO-Übereinkommens 
Nr. 182 ergebenden Pflicht, unverzügliche und wirksame 
Maßnahmen zu treffen sowie deren wirksame Durchfüh-
rung sicherzustellen, wird auf nationaler Ebene durch den 
Vollzug der entsprechenden Vorschriften zürn Jugend-
arbeitsschutz nachgekommen.'Das Land achtet darüber 
hinaus bei seiner Beschaffung darauf, dass bei der Her-
stellung bzw. Bearbeitung der entsprechenden Produkte 
weder gegen die nationalen Jugendarbeitsschutzgesetze 
verstoßen wird noch gegen Normen, die außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes zur Umsetzung des 
lAO-Üborolnkotnmens Nr. 182 erlassen wurden oder die 
sonst dem Schutz vor ausbeuterischer Kinderarbeit dienen.

11.2.2 Eigonerklärung

Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge Ist In begründeten 
Fällen eine Eigenerklärung zu verlangen, dass bei der Aus-
führung des Auftrags nur Produkte Berücksichtigung fin-
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den, die ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne des 
lAO-Überelnkommens Nr, 182 über die schlimmsten For-
men der Kinderarbeit hergestellt bzw. bearbeitet wurden, 
bzw. die Zusicherung, dass das Unternehmen, seine Liefe-
ranten und deren Nachunternehmer , aktive und zielfüh-
rende Maßnahmen eingeleitet haben, um ausbeuterische 
Kinderarbeit im Sinne des lAO-Ü.bereinkommens Nr. 182 
bei der Herstellung bzw, Bearbeitung der zu liefernden 
Produkte auszuschiießen. Hierzu Ist das In der Anlage 
beigefügte Muster zu verwenden,

Pie Erklärung wird bei Annahme des Angebots Vertrags-
bestandteil. Eigenerklärungen kommen derzeit insbeson-
dere bei folgenden Produkten in Betracht, falls diese in 
Afrika, Asien oder Lateinamerika hergestellt oder bearbeitet 
wurden:

-  Sportbekleidung, Sportartikel, insbesondere Bälle;

-  Spielwaren;

-  Teppiche;

-  Textilien;

-  Lederprodukte;

• -  Billigprodukte aus Holz;

-  Natursteine;

-  Agrärprodukte Wie z.B. Kaffee, Kakao, Orangen- oder 
Tomatensaft, Blumen.

Die Nichtabgabe der Erklärung oder die Abgabe einer 
wissentlich oder vorwerfbar falschen Erklärung hat den 
Ausschluss von dem laufenden Vetgabeverfahren zur Folge.

Erweist sich nach Vertragsschluss, dass eine wissentlich 
oder vorwerfbar falsche Erklärung abgegeben oder gegen 
m|t der Erklärung eingegangene Verpflichtungen versto-
ßen wurde, so Sollen Verträge nach VOL/B in der Regel 
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekün-
digt werden. •

11.3 Berücksichtigung Weiterer Kernarbeitsnormen der IAO

ln  geeigneten Fällen sind bei der Vergabe auch die sich 
aus- den weiteren Kernarbeitsnormen ergebenden sozia-
len Anforderungen Im Rahmen der Lieferkette zu beach-
ten. Eine entsprechende Prüfung istinsbäsondere bei den 
ln Nummer 11.2,2 Abs. 2 Satz 2 genannten Produkten 
veranlasst.

Die im jeweiligen Fall gestellten Anforderungen müssen 
den Auftragsgegenstand betreffen oder mit ihm in einem 
sachlichen Zusammenhang stehen, ihre Erfüllung darf für 
die Bewerber oder Bieter nicht unverhältnismäßig oder Un-
zumutbar sein. Sie müssen in der Leistungsbeschreibung 
hinreichend klar gefasst sein (Bestimmtheit) und mit An-
forderungen verbunden werden, die eine effektive Nach-
prüfung der Richtigkeit der In den Angeboten enthaltenen 
Angaben erlauben (Prüfbarkeit).

11.4 Vergabe durch andere Stellen

Den kommunalen Auftraggebern, den landeseigenen Un-
ternehmen, den Unternehmen mit Landesbeteiligung und 
den sonstigen der Aufsicht des Landes Rheinland-Pfalz 
unterliegenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts wird empfohlen, entsprechend den vorstehenden 
Nummern zu verfahren.
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Teils
Besondere Bestimmungen 

für die zentrale Beschaffung

12 Begriffe

12.1 Bedarfs

Unter Bedarfe sind sämtliche Lieferungen und Leistungen 
zu verstehen, die für Bedarfsträger des Landes Rheinland- 
Pfalz zu beschaffen sind.

12.2 Bedarfsträger

Bedarfsträger sind Behörden und Einrichtungen, der Lan-
desverwaltung sowie die Landesbetriebe, die Lieferungen 
und Leistungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.

12.3 Zentrale Beschaffung

Die zentrale Beschaffung umfasst die Versorgung der Be-
darfsträger durch die zentralen Beschaffungsstelien mit 
Lieferungen und Leistungen hach vorheriger Standard- 
bcdarfs-Abfrago.

12.4' Zentrale Beschaffungsstellen

Zentrale Beschaffungsstellen sind Organisationseinheiten, 
die für die Landesverwaltung bestimmte Lieferungen und 
Leistungen erwerben, öffentliche Aufträge vergeben oder 
Rahmenvereinbarungen für Stellen der Landesverwaltung 
abschlleßen.

12.5 Vergabeplattform und Vergabemanagementsystem

Die Vergabeplattform als Vergabemarktplatz Rhoinland- 
Pfalz Ist ein internetbasiertes System für die elektronische 
Durchführung öffentlicher Beschaffungen, auf das Bieter 
sowie die zentralen Beschaffungsstellen und die Bedarfs-
träger in den Fällen der Nummern 14.3.1 und 14.3.2 eigen-
verantwortlich zugreifen können.

Das Vergabemanagementsystem unterstützt digital die 
rechtskonforme Abwicklung des gesamten internen, ar-
beitsteiligen Vergabeptozesses.

12.6 Kaufhaus des Landes Rheinland-Pfalz (KdL-rlp)

Die Bestellplatiform KdL-rlp ist ein virtueller elektroni-
scher Marktplatz. Im KdL-rlp sind elektronisch alle stan-
dardisierten Lieferungen und Leistungen solcher Unter-
nehmen verzeichnet, mit denen zentrale Beschaffungsstel-
len des Landes zuvor Rahmenvereinbarungen abgeschlos-
sen haben und die für einen Vertrieb über das KdL-rlp 
geeignet sind. Bedarfsträger können so Produkte und 
Dienstleistungen direkt bei den Unternehmen ordern.

13 Zentrale Beschaffungsstellen

Zentrale Beschaffungsstellen sind der Landesbotrieb 
Liegenschafts- und Baubetreuung, der Landesbetrieb 
Daten und Information sowie der Landesbetrieb Mobilität.

Aufgabe der zentralen Beschaffungsstellen ist es, grund-
sätzlich alle Lieferungen und Leistungen für die Bedarfs-
träger ihres Zuständigkeitsbereichs zu beschaffen,

13.1 Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung 
(LBB)

Dem LBB (einschließlich der regionalen Niederlassungen) 
obliegt die Durchführung von Vergabeverfahren nach der 
VOB/A mit dem Schwerpunkt Hochbau. Er beschafft zu-
dem Lieferungen und Leistungen nach der VOL/A und der 
VOF im Bereich operativer Beschaffungen für seinen Zu-
ständigkeitsbereich, Dies gilt auch für sonstige Leistun-
gen zur Bewirtschaftung und Verwaltung von Immobilion 
im Rahmen des Gebäudcmanagements durch den LBB.

Die fachlichen Vorschriften und Verfahrensregeln dieses 
Bereichs bleiben unberührt.

13.2 Landesbetrieb Daten und Information (LDI)

Dem LDI obliegt die Durchführung von Vergabeverfahren 
für Lieferungen und Leistungen nach der VOL/A und der 
VOF für die Bereiche Informations- und Kommunikations-
technik.'

Er Übernimmt als Betreiber der Vergabe- und Besteliplatt- 
form sowie des Vergabemanagementsystems die zentrale 
technische Betreuung. Darüber hinaus organisiert der LDI 
Schulungen zum Umgang mit dem KdL-rlp und richtet
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eine betriebsbezogene Hotline für den Vergabemarktplatz, 
das Vergabemanagementsystem und das KdL-rtp ein,

13.3 Landesbetrieb M obilität (LBM)

Dem LBM (einschließlich der regionalen Niederlassungen) 
obliegt die Durchführung von Vergabeverfahren nach der 
VOB/A mit dem Schwerpunkt Tiefbau. Er beschafft Liefe-
rungen und Leistungen nach der VOIVA und der VOF Im 
Bereich operativer Beschaffungen für diesen Zuständig-
keitsbereich.

Er ist als Zentrale Beschaffungsstelle des Landes (ZBL) 
zudem zuständig für die Durchführung Von Vergabevar- 
fahren für Lieferungen und Leistungen nach där VOL/A 
und der VOF, die night unter den Zuständigkeitsbereich 
des LBB und des LDI nach den Nummern 13.1 und 13.2 
fallen. Die unter Nummer 14.3 geregelten Ausnahme-
tatbestände bleiben unberührt. Ausgenommen sind auch 
die Vergäbe von Berätungsleistungen und damit verbun-
dene Tätigkeiten,

14 Beschaffung von Lieferungen und Leistungen

14.1 Aufgaben und Zuständigkeit der zentralen Beschaf-
fungsstellen

Die zentralen Beschaffungsstellen unterstützen die Be-
darfsträger umfassend bei deren Boschaffungsvorgängen. 
Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere die In den Num-
mern 14.1.1 bis 14.1.3 genannten Tätigkeiten, sofern eine 
zentrale Beschaffung möglich ist,

14.1.1 Beschaffung standardisierter Waren

Die zentralen Beschaffungsstellen haben dafür Sorge zu 
tragen, dass weitestgehend standardisierte Lieferungen 
und Leistungen über Rahmenvereinbarungen beschafft 
werden, da in der Regel standardisierte Waren und Dienst-
leistungen kostengünstiger als Sonderanfertigungen oder 
Einzelverträge sind.

14.1.2 Harmonisierung der Bedarfs

Eine wirksame zentrale Beschaffung setzt eine weitge-
hende Standardisierung von Lieferungen und Leistungen 
voraus, die der Bedarfsdeckung dienen sollen. Die Zent-
ralen Beschaffungsstellen berücksichtigen bei der F es t-' 
legung der Produktkataloge die Bedürfnisse der Bedarfs-
träger, stellen in der Regel eino Auswahl an verschiede-
nen Produkten zur Verfügung und informieren über ihr 
Dienstleistungsangebot. Zur Vermeidung einer unwirt-
schaftlichen Produkt- und Typenvielfalt sorgen sie im Ein-
vernehmen mit den Bedarfsträgern zugleich für eine Har-
monisierung der einzelnen Bedarfe. Hierbei beachten sie 
insbesondere die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit Im Sinne des § 7 LHO. Die Bedarfsträger 
sind verpflichtet, ihre Beschaffungen an den standardisier-
ten Produkten zu orientieren und geeigneten Standard-
produkten grundsätzlich den Vorrang zu geben. Die Bedürf-
nisse der Bedarfsträger werden durch einen Nutzerbeirat, 
dem VertretarinnerWortroter der Rossorts angehören, mit 
den zentralen Beschaffungsstellen erörtert.

14.1.3 Bündelung der Bedarfe

Die zentralen Beschaffungsstellen sorgen für eine ange-
messene Bündelung der Auftragsvolumina, um durch 
höhere Abnahmevolumina günstigere Einkaufskonditionen 
zu erreichen. Zu diesem Zweck schließen sie Rahmenver-
einbarungen ab. Dabei sind mittelständische Interessen 
angemessen zu berücksichtigen und Aufträge entspre-
chend Nummer 6.2.3 grundsätzlich nach Teil- und Fach-
losen ayfzüteilen,

14.1.4 Finanzierung der zentralen Beschaffung

Die Gesamtkosten der zentralen elektronischen Beschaf-
fung einschließlich der Kosten für die Bewirtschaftung und

Pflege der Rahmenvereinbarungen söwie für den Betrieb 
der Vergabe- und Bestellplattform werden für den Bereich 
der Beschaffung von Standardbedarf zentral bei den Kapi-
teln 03 17 und 03 19 veranschlagt. Einnahmen aus Er-
stattungen von Dritten gemäß Nummer 19.3 sind von den 
veranschlagten Ausgabeansätzen abzusetzen, Für den Be-
reich der Beschaffung von Spezialbedarf (Nummer 14,3.2) 
werden die in diesem Zusammenhang stehenden Ge- 

• samtkoaten der Zentralbeschaffung direkt aus den Haus-
halten der kostenvorursachendcn Bedarfsträger getragen.

14.2 Rahmenvereinbarungen

Für eine möglichst große Bandbreite an Beschaffungen 
werden Rahmenvereinbarungen durch die zentralen Be-
schaffungsstellen ausgeschrieben und den Bedarfs-
trägern zur Deckung Ihres Beschaffungsbedarfs zur Ver-
fügung gestellt. Die Bedarfsträger decken grundsätzlich 
ihren Bedarf über die ausgeschriebenen, im KdL-rlp vor-
gehaltenen Rahmenvereinbarungen. Die Bedarfsträger 
arbeiten an dessen bedarfsgerechter Gestaltung mit. Sie 
haben alle dafür geeigneten Lieferungen und Leistungen 
zu melden.

14.3 Ausnahmen

14.3.1 Ad-hoc-Beschaffungen

Von der Bedarfsdeckung über das KdL-rlp ausgenommen 
sind Beschaffungen von picht vorhersehbaren Lieferungen 
und Leistungen, die nicht Gegenstand von Rahmenverein-
barungen sind oder bei denen aus Dringliohkaitsgrürtdeh 
eine vorherige Beteiligung der zentralen Beschaffungs- 

. Stollen nicht möglich ist.

Kann der Bedarf nicht über das KdL-rlp gedeckt werden, 
formuliert der Bedarfsträger seinen Bedarf gegenüber der 
zentralen Beschaffüngsstelle. In diesem Fall ist ein ge-
sondertes Vergaboverfahron entsprechend der Nummer
14.3.2 durchzuführen.

14.3.2 Spezialbedarf

Sofern Insbesondere aufgrund besonderer fachlicher An-
forderungen (auch z. B, aus Erfordernissen der Qualitäts-
sicherung und Zertifizierung) Lieferungen und Leistungen 
benötigt Werden, bei denen eine Standardisierung oder 
Bedarfszusammenfassung wirtschaftlich nicht sinnvoll er-
scheint, informiert der Bedarfsträger die zentrale Beschaf-
fungsstelle hierüber {Spezialbedarf).

Der Spezialbedarf wird grundsätzlich vom Bedarfsträger 
beschafft. Es kann eine Unterstützung oder Durchführung 
der Vergabe durch die zentrale Beschaffungsstelle verein-
bart werden.

Bestimmte Lieferungen und Leistungen können von der 
hach Nummer 20 für die zentrale Beschaffüngsstelle 
zuständigen obersten Landesbehörde generell von einer 
zentralen Beschaffung ausgenommen werden. In diesen 
Fällen erfolgt die Beschaffung durch den Bedarfsträger.

14.3.3 Verbundverfahren

Sofern Lieferungen und Leistungen im Rahmen von Be-
schaffungsverfahren auf Bund-Länder-Ebene vom Bund 
oder von einem anderen Bundesland für die übrigen Bün- . 
desländer beschafft Werden, kann von einem zentralen 
Beschaffungsverfahren nach Teil 3 dieser Verwaltungs-
vorschrift abgesehen werden.

14.4 Meinungsverschiedenheiten

Können sich eine zentrale Beschaffungssteile und die Be-
darfsträger über eine konkrete Beschaffung nicht einigen, 
so entscheidet die für den jeweiligen Bedarfsträger zu-
ständige oberste Landesbehörde,

Bei Überschneidungen der in den Nummern 13.1 bis 13,3 
zugewiesenen Zuständigkeiten der zentralen Beschaffungs-
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stellen vereinbaren diese, weiche von ihnen im Einzelfall 
Lieferungen und Leistungen beschafft. Dabei soll die unter 
Nummer 1 der Verwaltungsvorschrift genannte Zielsetzung 
im Vordergrund stehen. Bei Meinungsverschiedenheiten 
entscheidet die In Satz 1 genannte, für den Bedarfsträger 
zuständige oberste Landesbehörde, über welche zentrale 
■Beschaffungsstelle die Beschaffung erfolgt.

14.5 Bedarfsermittlung

Die Bedarfsträger melden aufgrund der Bedarfsabfrage 
durch die zentrale Beschaffungsstelle ihre Bedarfe an 
Lieferungen und Leistungen mit allen für die Vorbereifung 
und Durchführung von Vergabeverfahren notwendigen An-
gaben an.

14.6 Beschaffungsstatistik

Die Bedarfsträger melden aufgrund der Bedarfsabfrage 
• durch die zentrale Beschaffungsstelle ihre Bedarfe, die 

nicht über Rahmenvereinbarungen oder Multilleferanten- 
kataloge abgewickelt werden könnten oder bei denen 
Ausnahmen nach Nummer 14,3 Vorlagen. Dieser Melde-
pflicht sowie der Informationspflicht nach Nummer 14,3,2 
unterliegen nicht Bestellungen von Laborartikeln unter-
schiedlicher Art, bei denen nicht zu erwarten ist, dass 
durch eine Bedarfsbündelung günstigere Elnkaüfkondl- 
tionen erzielt werden können, Spezialbedarfe, die nach 
Nummer 14.3,2 Abs. 3 von der zentralen Beschaffung 

, ausgenommen wurden, fallen ebenfalls nicht unter diese 
Meldepflicht. Umfang und Zeitpunkt der Jeweiligen Be-
darfsabfragen werden durch den Nutzerbeirat beraten und 
beschlossen.

14.7 Übergangsregelung

Bestehende Verträge sollen - soweit praktikabel bzw. wirt-
schaftlich vertretbar - grundsätzlich zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt gekündigt werden.

15 Aufgaben und Zuständigkeit der Bedarfsträger

Die Bedarfsträger decken Ihren Beschaffungsbedarf an 
Lieferungen und Leistungen grundsätzlich bei der Jeweils 
zuständigen zentralen Beschaffungsstelle. Sofern für den 
konkreten Beschaffungsbedarf Rahmenvereinbarungen be-
stehen, rufen sie ihren Beschaffungsbedarf über die von 
den zentralen Beschaffungsstellen geschlossenen Rah-
menvereinbarungen ab. Die Haushaltsmittel verbleiben 
grundsätzlich bei den Bedarfsträgern und können von 
diesen frei verwendet werden. Die Liefen- und Gewähr-
leistungsbeziehungen entstehen zwischen dem Lieferanten 
und dem Bedarfsträger.

Die zuständige zentrale Beschaffungsstelle führt in Ab-
stimmung mit den Bedarfsträgern innerhalb einer ange-
messenen Frist das Vergabeverfahren durch. Sollte eine 
Beschaffung durch die zentrale Beschaffungsstelle in dem 
abgestimmten Zeltrahmen nicht möglich sein, kann die 
Beschaffung durch den Bedarfsträger erfolgen, Die zent-
ralen Beschaffungssteilen sind Insoweit Servlcesteilen für 
die Bedarfsträger und unterstützen diese bei deren Be- 

■ Schaffungsvorgängen, Die Bedarfsträger beraten die zent-
ralen Beschaffungsstellen In fachlicher Hinsicht. Mit Unter-
stützung der zentralen Beschaffungsstelle verwalten die 
Bedarfsträger Im Rahmen des KdL-rlp ihre Geschäfts-
prozesse (z. B, Genehmigungsprozess), die Zugangsbe-
rechtigungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
ihre Organisationsstruktur auf der Bestellplattform KdL-rlp 
in eigener Verantwortung.

Die Bedarfsträger können mit den zentralen Beschaffungs-
stellen eine Übernahme der Vergabe, vereinbaren, wenn 
hierdurch eine wirtschaftlichere Beschaffung zu erwarten 
Ist. Hierzu legen Sie die Anforderungen ah die Unterneh-
men und die Leistung fest, die erforderlich sind, um im 
Wettbewerb das wirtschaftlich günstigste Angebot für den 
benötigten Bedarf ermitteln zu können.

Die fachlich zuständige oberste Landesbehörde sowie 
sonstige Vorgesetzte Behörden können sich Aufgaben 
und Zuständigkeiten nachgeordneter Bedarfsträger und 
eine zeiitiäle Bewirtschaftung der Haushaltsmittel Vorbe-
halten.

16 Einsatz von Standardsoftware

. Im Rahmen der Neuorganisation des Besohaffungswesens 
werden zur technischen Unterstützung der zentralen Be-
schaffungsstellen und der Bedarfsträger ein e-Vergabe- 
System (Vergabeplattform und Vergabemanagement-
system) und eine elektrpnisohe Besteliplattform elngeführt.

16.1 e-Vergabesystem (Vergabeplattform und Vergabe- 
managementsystem)

Im LDI wird die e-Vergabeplattform als Vergabemarktplatz 
sowie das Vergabemanagementsystem eingerichtet und 
betrieben.

Der Vergäbemarktplatz sowie optional das Vergabemanage-
mentsystem werden für Vergabeverfahren der Landes-
verwaltung Rheinland-Pfalz durch die zentralen Beschaf-
fungsstellen und Bedarfsträger genutzt, soweit sie als 
Mandanten auf der Plattform eingerichtet sind oder am 
Vergabeverfahren zu beteiligen sind,

16.2 Bekanntmachung öffentlicher Aufträge

Alle Vefgabebekahntmachungen der rheinland-pfälzischen 
Landesverwaltung einschließlich der Landesbetriebe wer-
den auf dem Vergabemarktplatz www.vergabe.rlp.de, bol 
www.bund.do sowie bei Aufträgen oberhalb der EU- 
Schwellenwerte auf der Website der EU veröffentlicht.

16.3 Elektronische Bestellplattform (KdL-rlp)

im LDI wird die Bestellplattform a|s KdL-rlp eingerichtet 
und betrieben. Das KdL-rlp verbindet zentrale Beschaf- 
fungssleileii, Bedarfsträger und Wirtschaft Über eine zent-
rale Bestellplattform. Im Kdl.-rlp werden die von den 
zentralen Beschaffungsstellen ausgeschriebenen Rahmen-
vereinbarungen m it entsprechenden Produktkatalogen ver-
waltet. Die fachliche Administration einer Rahmenverein-
barung obliegt der zentralen Beschaffungsstelle, die die 
Rahmenvereinbarung ausgeschrieben hat, Dem LDI ob-
liegt die technische Administration der Im KdL-rlp einge-
stellten Rahmenvereinbarungen.

Aus den Produktkatalogen ordern die Bedarfsträger stan-
dardisierte Lieferungen und Leistungen für ihren Bedarf. 
Um die Vorteile des zentralen Einkaufs zu stärken, sollen 
Abrufe der Bedarfsträger möglichst elektronisch erfolgen.

17 Mittelstand

Entsprechend der Zielsetzung des Mitteistandsförderungs-
gesetzes vom 9, März 2011 (GVBI. S. 66, BS 70-3) sind 
die in Nummer 6 erläuterten Gestaltungsmöglrchkeiten 
für eine angemessene Beteiligung mittelständischer Unter-
nehmen zu beachten.

Die zentrale Beschaffungsstelle LDI soll im KdL-rlp für 
Lieferungen und Leistungen, für die es noch keine Rahmen-
vereinbarungen gibt, auf die In Nummer 4.1 erläuterte 
Beratungsmögllchkelt der Auftragsberatungsstelle Rhein-
land-Pfalz hinweisen. Die Auftragsberalungsstelie benennt 
den Bedarfsträgern und zentralen Beschaffungsstellen 
fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Unter-
nehmen.

18 Bevorzugte Einrichtungen

Bei dem Betrieb der e-Vergabe und dem KdL-rlp ist'sicher- 
zustellen, dass öffentliche Aufträge, die von Werkstätten' 
für behinderte Menschen, Blindenwerkstätten und Integrg- 
tionsprojekten ausgeführt werden können, diesen nach 
Nummer 7.2 bevorzugt anzubieten sind,
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19 Beteiligung anderer Öffentlicher Auftraggeber an der 
zentralen Beschaffung

19.1 Landtag Rheinland-Pfalz und Rechnungshof Rhein-
land-Pfalz

Dem Landtag Rheinland-Pfalz und dem; Rechnungshof 
Rheinland-Pfalz soll nach entsprechender Vereinbarung 
die Möglichkeit eröffn'et Werden, den Vergabemarktplatz 
und das KdL-rlp zu nutzen.

19.2 Andere öffentliche Auftraggeber (z> B. Kommunen und 
ihre Einrichtungen)

Andere öffentliche Auftraggeber können als Nutzer des 
Vergabemarktplatzes und des KdL-rlp zugelassen wer-
den und als weitere Mandanten eigene Rahmenverein-
barungen über das KdL-rlp abwickein. Den kommunalen 
Einrichtungen wird empfohlen, mit der zentralen Be-
schaffungsstelle LDI Sine Nutzung des Vergabemarktplatzes 
und des KdL-rlp zu vereinbaren.

19.3 Nutzungsentgelt

Für die Teilnahme der vorgenannten Stellen an Verfahren 
der zentralen Beschaffung ist ein (bezogen auf die sach-, 
bezogenen Gesamtkosten) verursachungsgerechtes kos-
tendeckendes Nutzungsentgelt zu vereinbaren. Bel dessen 
Berechnung sind die Gesamtkosten der zentralen elektro-
nischen Beschaffung einschließlich der Kosten für die Be-
wirtschaftung und Pflege der Rahmenvereinbarungen so-
wie für den Betrieb der Vergabe- und Bestellplattform zu 
berücksichtigen, die im Rahmen der Kosten- und Leis-
tungsrechnung ermittelt werden.

20 Vollzug des Teils 3 der Verwaltungsvorschrift

. Die Zuständigkeit für die Neuorganisation und den Ablauf 
des zentralen Beschaffungswesens obliegt in den Be-
reichen der Nummer 13,1 dem Ministerium der Finanzen 
sowie in den Bereichen der Nummern 13.2 und 13.3 dem 
Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur,

Teil 4
Schlussbestimmungen

21 Zusätzlich zu beachtende Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften und Rundschreiben

Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sind weiterhin die 
folgenden Rechtsvorschriften und Erlasse in ihrer Jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden:

21.1 Landestariftreuegesetz - L.TTG, Informationen zum LTTG 
erteilt die hierzu beim Landesamt für Soziales, Jugend und 
Versorgung (LSJV) eingerichtete Servicestelle In 54292 Trier, 
Moltkestraße 19 und können auf der eingerichteten Home-
page des Landesamtes unter www.lsjv.rlp.de abgerufen 
werden.

21.2 Verwaltungsvorschrift der Landesregierung „Korruptions-
prävention in der öffentlichen Verwaltung" vom 7. Novem-
ber 2000 (MinBI. 2001 S. 86; 2010 S. 209), zuletzt geändert 
durch Verwaltungsvorschrift vom 30. April 2012 (MinBI. 
S. 306).

21.3 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Finanzen, des 
Ministeriums des Innern und für Sport und des Ministe-
riums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Wein-
bau vom 17. Dezember 2009 „Richtlinien für Planungs-
wettbewerbe - RPW2008 (MinBI. 2010 S, 26).

22 Geltungsbereich

22.1 Teil 2 ist von allen Landesbehörden als einheitliche Richt-
linie im Sinne des § 55 Abs. 2 LHO und von den landes-

unmittelbaren juristischen Personen (§105 LHO), soweit 
für sie § 55 LHO entsprechend gilt, anzuwenden.

M it Ausnahme der Nummern 10, 11 und 21.2 sind die 
Bestimmungen von Teil 2 dieser Verwaltungsvorschrift auch 
durch die kommunalen Gebietskörperschaften als Grund-
sätze und Richtlinien im Sinne des § 22 Abs, 2 GemHVO 
als Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern, 
für Sport und Infrastruktur anzuwenden. Die Anwendung 
der in Nummer 21,2 genannten Verwaltungsvörschrift, die 
Berücksichtigung umweltverträgllcher und energieeffizien-
ter Produkte und Dienstleistungen nach Nummer 10 und 
die Berücksichtigung der Kernarbeitsnormen der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation nach Nummer 11 werden 
den kommunalen Gebietskörperschaften empfohlen.

22.2 Teil 3 ist von den in Nummer 13 genannten zentralen Be-
schaffungsstellen und den Bedarfsträgern des Landes an-
zuwenden. Dies gilt nicht für

-  sensible, der Geheimhaltung unterliegende Aufträgs-
und Beschaffungsverfahren oder für Aufträge und Be-
schaffungen, deren Ausführung besondere Sicherheits-
maßnahmen erfordern bzw. bei denen es der Schutz 
wesentlicher Interessen der Sicherheit des Staates ge-
bietet,

-  Baumaßnahmen, die nach § 8 Abs. 5 des Finanz- 
vsrwaltungsgesetzds in der Fassung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846,1202), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (BGBl. IS . 4318), 
im Wege der Organleihe durchgeführt werden, und

-  Beschaffungsvorgänge der rheinland-pfälzischen Hoch-
schulen. Den Hochschulen wird empfohlen, (rill der 
zentralen Beschaffurigsstelle eine Nutzung des KdL-rlp 
zu vereinbaren.

23 Verfahren bei der Gewährung von Zuwendungen

Bei der Gewährung von Zuwendungen des Landes ist in 
allen geeigneten Fällen die Beachtung von Teil 2 dieser 
Verwaltungsvorschrift durch entsprechende Auflagen Im 
Zuwendungsbescheid sicherzustellen.

Ergänzend Ist das Rundschreiben des Ministeriums der 
Finanzen und des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau vom 16. Juni 2003 betref-
fend „Förderrechtliche. Maßnahmen bei Verstößen gegen 
die Vergabe- und Vertragsordnuhg für Bäüleistungen 
(VOB/A) und' die Verdingungsordnung für Leistungen 
(VOIVA)" (MinBI. S. 374) zu beachten.

24 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvörschrift tritt am Tage nach der Ver-
öffentlichung In Kraft.

25 Bezugsquellenhinweis

Die Vergabe- und Vertragsordnungen stejien im Internet 
unter „Www.bmwl.de“ unter der Rubrik: „Öffentliche Auf-
träge“ zur Verfügung.

Die Vergabe- und Vertragsordnungen können zudem über 
den Bundesanzeiger Verlag bezögen werden:

Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH ‘ 
Amsterdamer Str. 192 
50735 Köln
Telefon: 0 22 1 /976 68 -20 0
Telefax: 022 1/9 76 68 -1  15 
Internet; www.bundesanzeiger.de 
E-Mail: vertrieb@bundesanzelger.de

MinBI. 2014,8 .46
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Anlage 
zu Nummer 11.2.2

Erklärung
zur Vermeidung des Erwerbs von Produkten 

aus ausbeuterischer Kinderarbeit

1. Von ausbeuterischer Kinderarbeit sind insbesondere folgende Produkte betroffen:

-  Sportbekleidung, Sportartikel, insbesondere Bälle;

-  Spielwaren;

-  Teppiche;

-  Textilien;

-  Lederprodukte; '

-  Billigprodukte aus Holz;

-  Natursteine;

-  Agrarprodukte wie z. B. Kaffee, Kakao, Orangen- oder Tomatensaft, Blumen. ■ '  ' . -

Enthält die Leistung oder Lieferung derartige Produkte, die in Afrika, Asien oder Lateinamerika hergestellt bzw. bearbeitet werden 
oder wurden?

Ja □  Nein □

2. Falls ja, ist eine der beiden folgenden Erklärungen erforderlich. Bitte die entsprechende Erklärung ankreuzen!

a) Ich/Wir sichere/n zu, dass die Herstellung bzw, Bearbeitung der zu liefernden Produkte ohne ausbeuterische Kinderarbeit im 
Sinne des lAO-Übereinkommens Nr. 182 erfolgt bzw. erfolgt ist sowie ohne Verstöße gegen Verpflichtungen, die sich aus der 
Umsetzung dieses Übereinkommens Oder aus anderen nationalen oder internationalen Vorschriften zur Bekämpfung von aus-
beuterischer Kinderarbeit ergeben.

Ja Q  *' ■ -

Kann die Erklärung untere) nicht abgegeben werden, ist folgende Erklärung notwendig:

b) Ich/Wir sichere/n zu, dass mein/unser Unternehmen, meine/unsere Lieferanten und deren Nachunternehmer aktive und zielfüh-
rende Maßnahmen ergriffen haben, um ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne des lAO-Übereinkommens Nr. 182 bei Herstellung 
bzw. Bearbeitung der zu liefernden Produkte auszuschließen.

Ja G

3. Ich bin mir/Wir Sind uns bewusst, dass eine wissentlich oder vorwerfbar falsche Abgabe der vorstehenden Erklärung meinen/unso- 
ren Ausschluss von diesem Vergabeverfahren zur Folge hat bzw, - nach Vertragsschluss - den Auftraggeber gegebenenfalls zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist berechtigt.

Ort, Datum Firmenstempel
Rechtsverbindliche Unterschrift


